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Kurzfassung Abstraict 

Konzeption eines Managementsystems zur Er-
haltung von Brücken- und Ingenieurbauwerken 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen wurde vom 
Bundesministerium für Verkehr mit der Konzeption 
eines Managementsystems der Erhaltungsplanung 
für Brücken- und Ingenieurbauwerke des deut-
schen Fernstraßennetzes beauftragt. Dabei sollte 
ein System konzipiert werden, welches zum einen 
den Bund in die Lage versetzt, neben einem 
Überblick über den aktuellen Zustand der Bauwer-
ke auf Netzebene auch Aussagen zum Finanzbe-
darf zu erlangen und Strategien, langfristige Ziele 
sowie Rahmenbedingungen in der Erhaltungspra-
xis zu verwirklichen. Zum anderen sollten Ländern 
und Behörden Empfehlungen zur Durchführung 
von Verbesserungen auf Objektebene geliefert 
werden, die mit den Strategien, langfristigen Zielen, 
Rahmenbedingungen und Haushaltszwängen ver-
einbar sind. 

In einem ersten Schritt wurden bestehende Bau-
werks-Managementsysteme analysiert sowie ak-
tuelle Entwicklungstendenzen aufgezeigt. Das ak-
tuelle Vorgehen von Bund und Ländern bei der Er-
haltungsplanung wurde im Rahmen einer Länder-
befragung im Detail bestimmt. Dabei wurden auch 
die Zielvorstellungen der Betreiber eines zukünf-
tigen Managementsystems der Bauwerkserhaltung 
identifiziert. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen 
sowie einer bereits entwickelten Grobkonzeption 
des BMS wurden die Strukturen des Management-
systems erarbeitet, einzelne Module festgelegt und 
die Abläufe der Erhaltungsplanung unter Berück-
sichtigung von Randbedingungen und Zielkriterien 
erarbeitet. 

Ein wesentliches Ergebnis neben der Konzeption 
ist die Erarbeitung eines Stufenplans mit Zeitachse 
für die Entwicklung des Managementsystems 
sowie die Formulierung von Teilprojekten zur Fer-
tigstellung des Systems mit Zeitplan. Aufbauend 
auf diesen Planungen ist die Realisierung eines 
kompletten BMS für Bund und Länder bis zum Jahr 
2005 möglich. 

Stufe 0: Ausgangsbasis, Grundlagen für einen 
Verteilungsschlüssel für Finanzmittel des Bun-
des, sofort möglich. 

- Stufe 1: Grundlage für netzweite Bewertungen 
und Analysen auf Länder- und Bundesebene, 
ab 2000 

- Stufe 2: Grundlage für die Dringlichkeitsreihung 
und die Bewertung von Maßnahmevarianten, ab 
2001 

- Stufe 3: Grundlage für die Bedarfsermittlung 
und die Finanzplanung, ab 2003 

- Stufe 4: Programmplanung mit Restriktionen, 
Verknüpfung von Managementsystemen, ab 
2005. 

Voraussetzung ist jedoch die Bereitstellung ausrei-
chender Finanzmittel beim BMVBW oder der BASt 
sowie die Bereitstellung aller erforderlicher Daten 
(ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, Verkehrsdaten, 
Unfalldaten, Netzdaten usw.) durch die Länder. 
Hierbei wäre die Unterstützung des Bundes hilf-
reich. 

Concept of a management system for the 
preservation of bridges and civil-engineering 
structures 

The Federal Highway Research Institute was 
appointed by the Federal Ministry of Transport to 
conceive a management system for planning the 
maintenance of bridges and engineering structures 
forming part of the federal road network in 
Germany. Firstly, the conceived system is to 
provide the federel government with an overview of 
the current situation of the structures at the 
network level, and allow it to formulate statements 
concerning financial requirements as well as 
strategies for realizing long-term objectives and 
fulfilling basic conditions for maintenance routines. 
Secondly, the states and authorities are to be 
supplied with recommendations for performing 
improvements at the object level in compliance 
with strategies, long-term objectives, basic 
conditions and budgetary restrictions. 

In a first step, existing management systems were 
analyzed and current development trends were 
ascertained. Procedures implemented by the 
federal and state governments for maintenance 
planning were determined in detail as part of state 
surveys. In this process, the goals of the operators 
of a future management system for structural 
maintenance were also determined. Based an 
these findings as well as a rough BMS concept 
developed previously, the structures of the 
management system were prepared, individual 
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modules were specified and the procedures of 
maintenance planning were defined, taking into 
consideration boundary conditions and target 
criteria. 

An essential result, in addition to conception, is the 
preparation of a phase plan for the development of 
the management system, as well as a formulation 
of sub-projects for completing the system in 
accordance with the time schedule. Based an 
these plans, the realization of a complete BMS an 
the federal and state levels will be possible by the 
year 2005. 

Phase 0: Starting point, basis for a distribution 
key for financial resources of the federal 
government, possible immediately. 

Phase 1: Basis for network-wide evaluations 
and analyses an the state and federal levels, 
from the year 2000 onwards. 

Phase 2: Basis for prioritization and evaluation 
of variants of measures, from the year 2001 
onwards. 

Phase 3: Basis for the determination of required 
resources and financial planning, from the year 
2003 onwards. 

Phase 4: Program planning with restrictions, 
linkage of management systems, from the year 
2005 onwards. 

However, a prerequisite for this is the availability of 
sufficient financial resources at the BMVBW and 
the Federal Highway Research Institute, as well as 
the supply of all required data (ASB, sub-system 
structural data, traffic data, accident data, network 
data etc.) by the states. Support from the federal 
government would prove advantageous here. 
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1 	Einleitung 

1.1 Problemstellung und Zielsetzung 

In der Baulast des Bundes befinden sich insgesamt 
34.824 Brückenbauwerke mit einer Brückenfläche 
von 24,35 Mio. m2  (Stand 31.12.1997), 142 Tun-
nelbauwerke mit einer Gesamtröhrenlänge von 
93,8 km sowie eine große Anzahl von Trögen, 
Stützbauwerken, Lärmschutzbauwerken, Ver-
kehrszeichenbrücken und sonstige Bauwerken. Die 
dafür aufzustellenden Erhaltungsprogramme bin-
den hohe Haushaltsbeträge und beeinflussen die 
Verkehrsinfrastruktur und somit die Wirtschaft und 
die Gesellschaft insgesamt. Die Aufgabe der Ver-
antwortlichen für die Bauwerkserhaltung liegt darin, 
den komplexen Entscheidungsprozeß auf der 
Grundlage bestmöglicher Informationen durchzu-
führen. Hierzu kann ein Managementsystem der 
Bauwerkserhaltung einen entscheidenden Beitrag 
liefern. 

International werden große Anstrengungen zur 
Entwicklung von Managementsystemen der Bau-
werkserhaltung unternommen. Auch in der Bun-
desrepublik Deutschland ist die Anwendung eines 
Systems wünschenswert, welches die Teilaspekte 
baulicher Unterhaltung, Instandsetzung, Erweite-
rung und Ersatz von Bauwerken integriert behan-
delt und Entscheidungsgrundlagen für den Einsatz 
von Erhaltungsmitteln liefern kann. Da der Einsatz 
eines solchen Systems inbesondere in den Bun-
desländern erfolgen würde, sind die zugrunde lie-
genden Module flexibel zu gestalten, so daß die 
länderspezifischen Besonderheiten der Bau-
werkserhaltung berücksichtigt werden können. 

Zur Zeit werden Entscheidungen bei der Erhal-
tungsplanung vorwiegend aufgrund subjektiver 
Einschätzungen getroffen. Ein wirtschaftlicher Mit-
teleinsatz verlangt hingegen nach Transparenz, 
Objektivierung der Entscheidungsprozesse, inte-
grativen Strukturen und Controllinginstrumentarien. 
Um eine Optimierung der Planung des Einsatzes 
von Finanzmitteln zu ermöglichen und Controlling-
instrumentarien bereitzustellen, strebt das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen (BMVBW) ein umfassendes Managementsy-
stem der Bauwerkserhaltung an. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen wurde vom 
BMVBW mit der Konzeption dieses Management-
systems beauftragt. Dabei soll ein System konzi-
piert werden, welches zum einen den Bund in die 
Lage versetzt, neben einem Überblick über den 
aktuellen Zustand der Bauwerke auf Netzebene 
auch Aussagen zum Finanzbedarf zu erlangen und 
Strategien, langfristige Ziele sowie Rahmenbedin- 

gungen in der Erhaltungspraxis zu verwirklichen. 
Zum anderen sollen Ländern und Behörden Emp-
fehlungen zur Durchführung von Maßnahmen auf 
Objektebene geliefert werden, die mit den Strategi-
en, langfristigen Zielen, Rahmenbedingungen und 
Haushaltszwängen vereinbar sind. 

1.2 Durchführung des Projekts 

Voraussetzung für die Entwicklung eines Manage-
mentsystems der Bauwerkserhaltung ist die 
Durchführung einer Studie, in der die Konzeption 
des Systems unter Berücksichtigung der o.g. 
Hauptziele und Beteiligung der zukünftigen Betrei-
ber erarbeitet wird. 

In einem ersten Schritt wird das aktuelle Vorgehen 
von Bund und Ländern bei der Erhaltungsplanung 
im Rahmen einer Länderbefragung im Detail be-
stimmt. Dabei sollen auch die Zielvorstellungen der 
Betreiber eines zukünftigen Managementsystems 
der Bauwerkserhaltung identifiziert werden. 

Darauf aufbauend werden die Strukturen des Ma-
nagementsystems entwickelt, einzelne Module 
festgelegt und das Ablaufschema der Erhaltungs-
planung erarbeitet. Darüber hinaus wird überprüft, 
inwieweit bereits bestehende Module übernommen 
werden können bzw. angepaßt werden müssen. 

Ein wesentliches Ergebnis neben der Konzeption 
ist die Festlegung eines Zeitplans für die Entwick-
lung des Managementsystems sowie die Formulie-
rung von Teilprojekten zur Fertigstellung des Sy-
stems. 

Die Arbeitsschritte sind mit dem Referat S 25 sowie 
der Arbeitsgruppe Erhaltungsstrategie im BMVBW 
und der Bund/Länder-Arbeitsgruppe Erhaltung ab-
gestimmt. 

2 Grundlagen 

2.1 Begriffliche Grundlagen 

Als Ergebnis der Untersuchungen soll die Konzep-
tion eines Managementsystems der Erhaltung von 
Bauwerken (BMS) erarbeitet werden. Die Be-
schreibung und Abgrenzung der Aufgabenstellung 
erfordert einige begriffliche Definitionen aus dem 
Gebiet der Erhaltung von Ingenieurbauwerken. 

Die Erhaltung von Bauwerken beinhaltet alle Maß-
nahmen, die die Sicherheit und Funktionalität ge-
währleisten sollen und damit alle baulichen und 
verwaltungsmäßigen Aufwendungen für: 

— die bauliche Unterhaltung (bauliche Maßnah- 
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men kleineren Umfangs, die den Gebrauchs-
wert nicht anheben), 

- die Instandsetzung (bauliche Maßnahme größe-
ren Umfangs, die eine deutliche Anhebung des 
Gebrauchswertes bewirken), 

- die Erneuerung (Ersatz von Bauwerksteilen, 
durch die der volle Gebrauchswert wieder her-
gestellt wird) und 

- Umbau-/Ausbaumaßnahmen ohne kapazitive 
Wirkung. 

In Abgrenzung dazu bestehen auf der einen Seite 
die Maßnahmen der "betrieblichen Unterhaltung" 
(u.a. Betriebskosten, Pflege, Winterdienst, Vorhal-
tung von Immobilien und Gerät) und auf der ande-
ren Seite die "Erweiterungsmaßnahmen" (Um-
bau-/Ausbaumaßnahmen mit kapazitiver Wirkung 
auf das Straßennetz und Neubau-Ersatzanlagen). 

Das Leitziel einer systematischen Straßenerhal-
tung wird von Schmuck [1] definiert: 

"Erhaltung eines optimalen Straßenzustan-
des, d.h. eines Zustandes, der dem potentiel-
len Nutzer einen höchstmöglichen Ge-
brauchswert bei gleichzeitig minimalen ge-
samtwirtschaftlichen Kosten und höchstmögli-
cher Umweltverträglichkeit gewährleistet." 

Dem Leitziel werden die Oberziele: 

- höchstmöglicher Gebrauchswert 

- minimale gesamtwirtschaftliche Kosten 

- höchstmögliche Umweltverträglichkeit 

zugeordnet, wobei für jedes dieser Oberziele eine 
Reihe von Unterzielen festgelegt sind (siehe 
Bild 1). 

Das Zielkriterium Gebrauchswert stellt einen nut-
zerrelevanten Ausdruck für "Komfort", "Sicherheit" 
und "Dispositionsfreiheit" dar. Dagegen umfaßt das 
Kostenkriterium sowohl nutzer- als auch baulast-
trägerrelevante Anteile. Die nutzerrelevanten An-
teile werden von den "Zeitkosten", den "Fahrzeug-
und Betriebskosten" sowie den "Unfall- und Unfall-
folgekosten" gebildet. Baulastträgerrelevante Ko-
stenkriterien können in "Baukosten", "Erhaltungs-
kosten", "Betriebskosten" und "Verwaltungskosten" 
aufgeteilt werden. Als Umweltkriterium sind die 
Belastung des Menschen und seiner Umwelt, der 
Ressourcenverbrauch und die Identifikationsmög-
lichkeit zwischen Mensch und Umwelt (z. B. der 
optisch-ästhetische Eindruck) aufzuführen [1]. Die 
einzelnen Ziele können durch konkurierende oder 

komplementäre Relationen miteinander verbunden 
sein. 

Innerhalb der Arbeitsgruppe Erhaltungsstrategie 
des BMVBW wurden die Unterziele zum Leitziel ei-
ner Erhaltungsstrategie für Brücken und Straßen 
folgendermaßen formuliert: 

- Festlegen, Erreichen und Einhalten eines ak-
zeptablen Zustandsniveaus der Bundesfern-
straßen bei minimalen gesamtwirtschaftlichen 
Kosten. 

- Festlegen, Erreichen und Einhalten eines ak-
zeptablen Leistungsniveaus des Verkehrs auf 
Gesamtnetz-, Teilnetz- und Korridorebene bei 
minimalen gesamtwirtschaftlichen Kosten. 

- Festlegen, Erreichen und Einhalten eines ak-
zeptablen Sicherheitsniveaus für das Bundes-
fernstraßennetz bei minimalen gesamtwirt-
schaftlichen Kosten. 

- Festlegen, Erreichen und Einhalten eines ak-
zeptablen Umweltschutzniveaus für das Bun-
desfernstraßennetz bei minimalen gesamtwirt-
schaftlichen Kosten. 

Ein Managementsystem der Bauwerkserhaltung ist 
dann ein Instrument, das die technischen und ope-
rativen Funktionen umfaßt, die für den effizienten 
Betrieb und die Auswahl der optimalen Erhal-
tungsmaßnahmen erforderlich sind. Es liefert 
Empfehlungen zur Durchführung von Verbesse-
rungen, die mit den oben aufgeführten Zielsetzun-
gen und Haushaltszwängen vereinbar sind. 

Für ein solches Managementsystem ist festzule-
gen, welche Anlagenanteile der Straßeninfrastruk-
tur in weitergehende Überlegungen einzubeziehen 
sind. Die Anlagenanteile der Straßeninfrastruktur 
bestehen aus Straßenverkehrs- und Nebenanla-
gen. Die Straßenverkehrsanlagen umfassen dabei 
den,  Straßenoberbau, sonstige Anlagenanteile von 
Straßen wie Unterbau, Bepflanzung, Zubehör und 
Ingenieurbauwerke. Die Nebenanlagen werden 
durch Betriebsflächen, Nebenbetriebe und sonstige 
Hochbauten wie z.B. Gebäude von Meistereien 
gebildet. Zu den zu berücksichtigenden Ingenieur-
bauwerken gehören Brücken, Verkehrszeichen-
brücken, Tunnel- und Trogbauwerke, Lärmschutz-
bauwerke, Stützbauwerke und sonstige Bauwerke. 
Abgrenzungen und Definitionen dieser Bauwerke 
werden z. B. in der Anweisung Straßeninformati-
onsbank (ASB), Teilsystem Bauwerksdaten, gege-
ben [2]. 



Bild 1: Zielkriterien der Bauwerkserhaltung (in Anlehnung an [1]) 
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2.2 Bestehende Regelwerke und Vor-
schriften 

2.2.1 Allgemeines 

Das Fernstraßengesetz definiert die Aufgaben der 
Straßenbaulast als die Gesamtheit der notwendi-
gen Maßnahmen, die erforderlich sind, um die 
Straße für die Öffentlichkeit in einem tauglichen 
Zustand zur Verfügung zu stellen. Weiterhin ist der 
Straßenbaulastträger dafür verantwortlich, daß sei-
ne Bauten allen Anforderungen der Sicherheit 
(Standsicherheit, Verkehrssicherheit) und Ordnung 
(Dauerhaftigkeit, Nutzbarkeit) genügen. Eine wich-
tige Aufgabe der Straßenbauverwaltung ist cramit 
die Überwachung und Prüfung des Bauwerksbe-
standes [3]. 

Informationen über Bauwerke im Zuge von Fern-
straßen werden in der Straßenbauverwaltung als 
Grundlage für haushalts-, bau- und verkehrstech-
nische Entscheidungen benötigt. Um stets konkrete 
Daten über die vorhandenen Bauwerke verfügbar 
zu haben, werden die Bauwerksdaten bei den 
Straßenbauverwaltungen der Länder mit Hilfe der 
EDV aufgenommen, gespeichert und ausgewertet. 

Bislang erfolgte die Erfassung und Speicherung 
der Daten auf Grundlage der Anweisung Straßen-
datenbank ASB 79. Wegen aktueller technischer 
Entwicklungen ergab sich die Notwendigkeit der 
Überarbeitung dieser Anweisung. Gleichzeitig zur 
Weiterentwicklung der ASB erfolgte die Konzeption 
und Realisierung des Programmsystems SIB-
Bauwerke, das zur Erfassung, Speicherung und 
Auswertung der Bauwerksdaten dient und in Zu-
kunft in den Verwaltungen der Länder eingeführt 
wird. Die die Datenaufnahme regelnde überarbeite-
te Anweisung Straßeninformationsbank (ASB), 
Teilsystem Bauwerksdaten, wurde bereits mit ARS 
2/98 eingeführt. 

Eine Datenbank mit einem einheitlichen und ein-
deutigen Ordnungssystem wurde schon als Vor-
aussetzung für die angestrebte rechnergestützte 
Anwendung eines Managementsystems der Stra-
ßenerhaltung (PMS) erkannt. Als zweckmäßig hat 
sich dabei das Netzknoten- und Stationierungssy-
stem entsprechend ASB, Netzdaten, erwiesen [3]. 

Zusätzlich zum Bauwerksbestand werden nach 
ASB auch Daten zu Prüfungsergebnissen und 
Schäden, Erhaltungsmaßnahmen und Kosten der 
Erhaltung erhoben. Dies erfolgt künftig mittels des 
Programmsystems SIB-Bauwerke. Hiermit wird ei-
ne der Grundlagen für ein angestrebtes Manage-
mentsystem der Bauwerkserhaltung gelegt. 

Zur Verbesserung der Informationssituation auf 
Bundesebene wird zur Zeit im BMVBW eine neue 
Datenbank 	 (Bundesinfor- 
mationssystem Straße (BISStra)) entwickelt. Diese 
besteht aus einem Leitungsinformationssystem für 
Belange des Bundes sowie einem Fachinformati-
onssystem, in dem Bund und Länder verbindende 
Fachaufgaben berücksichtigt werden. Länderdaten 
nach ASB können in Analysen innerhalb von 
BISStra einbezogen werden. Somit wird eine Da-
tenbereitstellung für den Bund ermöglicht. 

2.2.2 DIN 1076, Ingenieurbauwerke im Zuge 
von Straßen und Wegen; Überwachung 
und Prüfung 

DIN 1076 regelt die technische Überwachung und 
Prüfung der Standsicherheit und Verkehrssicher-
heit von Brücken, Tunneln, Durchlässen und son-
stigen Ingenieurbauwerken im Zuge von Straßen 
und Wegen [4]. 

Die Bauwerksüberwachung nach DIN 1076 setzt 
sich zusammen aus der in der Regel vierteljährlich 
stattfindenden laufenden Beobachtung zur Feststel-
lung offensichtlicher Mängel und der einmal jährlich 
stattfindenden Besichtigung. 

Die Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 sind aufge-
teilt in: 

— Einfache Prüfungen in der Regel in Zeitabstän-
den von 3 Jahren, 

— Hauptprüfungen in zeitlichem Abstand von 6 
Jahren, 

Prüfungen aus besonderen Anlaß bei den Be-
stand der Bauwerke beeinflussenden Ereignis-
sen, wenn es nach der Bauwerksüberwachung 
erforderlich erscheint und 

— Prüfungen und Überwachungen maschineller 
und elektrischer Anlagen nach besonderen Vor-
schriften. 

Die Dokumentation der Ergebnisse von Überwa-
chungen und Prüfungen erfolgt im Prüfbericht. Die-
ser ist Bestandteil des Bauwerksbuches, welches 
für jedes einzelne Bauwerk angelegt werden muß. 
Es wird empfohlen, im Rahmen eines Bauwerks-
verzeichnisses eine Übersicht über alle für die Ver-
kehrssicherheit wichtigen Bauwerke im Zuge einer 
Straße anzulegen. Bereits während der Bauausfüh-
rung werden Bauwerksakten angelegt, in denen 
alle für die Unterhaltung und laufende Bearbeitung 
wichtigen Angaben zum Bauwerk enthalten sind. 

Die Ergebnisse der Bauwerksprüfungen bilden die 
Grundlage für die Erhaltungsplanung. Eine Neu- 
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fassung der DIN 1076 liegt derzeit als überarbeite-
ter Entwurf vor und wird voraussichtlich in 1999 
eingeführt. 

2.2.3 RI-EBW-PRÜF, Richtlinie zur einheitli-
chen Erfassung, Bewertung, Aufzeich-
nung und Auswertung von Ergebnissen 
der Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 

Der Umfang an festgestellten Mängeln und Schä-
den sowie die unterschiedliche Erfassung und 
Auswertung in den einzelnen Bundesländern wa-
ren seinerzeit Anlaß für die Erstellung der RI-EBW-
PRÜF, Ausgabe 1988, die in weiten Teilen überar-
beitet in die RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1994, mün-
dete. Die RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1994 [5] enthält 
Regeln für eine einfache und einheitliche Protokol-
lierung der Prüfbefunde. Hauptbestandteil sind 
Kataloge für die Verschlüsselung von Bauteilen, 
Schäden, Schadensmengen sowie die Bewertung 
der Schäden nach Schweregraden. Zustandsnoten 
für Brückenbauwerke sind bei jeder Hauptprüfung 
zu vergeben und jährlich an das Bundesministeri-
um für Verkehr abzugeben. 

Durch die einheitliche Erfassung, Bewertung, Auf-
zeichnung und Auswertung der Prüfergebnisse ist 
eine Beurteilung des Bauwerksbestandes nach 
verschiedenen Kriterien und eine Verknüpfung der 
Prüfbefunde mit den Konstruktionsdaten nach ASB 
möglich. Zur Zeit findet eine Fortschreibung der 
RI-EBW-PRÜF unter anderem hinsichtlich der 
Neufassung der ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, 
statt [6]. Grundlage ist wiederum eine detaillierte 
Erfassung und Aufzeichnung von Einzelschäden. 

Das bisherige Verfahren der Zustandsbewertung 
im Rahmen der Bauwerksprüfung ist gekennzeich-
net durch eine mehr oder weniger subjektive Ver-
gabe von Zustandsnoten. In Zukunft wird dieser 
Teil ersetzt durch ein Verfahren zur detaillierten 
Schadens- und Zustandsbewertung nach einheitli-
chen Kriterien. Im Rahmen der Bauwerksprüfung 
bewertet dann der Prüfer jeden Schaden getrennt 
hinsichtlich seiner Auswirkung auf die Standsicher-
heit, Verkehrssicherheit und Dauerhaftigkeit des 
Bauwerks. Aus dieser Schadensbewertung werden 
automatisch Zustandsnoten für Bauteilgruppen wie 
Überbau, Unterbau, Lager, Fahrbahnübergangs-
konstruktionen usw. sowie für das Gesamtbauwerk 
errechnet. Dabei werden auch der Schadensum-
fang sowie die Anzahl der Einzelschäden berück-
sichtigt [7]. Für eine einheitliche Vorgehensweise 
bei der Schadensbewertung werden in der RI-
EBW-PRÜF, Ausgabe 1998, umfassende Beispiel-
kataloge bereitgestellt werden. 

2.2.4 SIB-Bauwerke, Erfassungsprogramm 

Voraussetzung für die Durchführung der Bauwerk-
sprüfung ist bislang der Einsatz des Programmsy-
stems BW-PRÜF-11, mit dem die Erfassung von 
Schadensbeschreibungen gemäß RI-EBW-PRÜF, 
Ausgabe 1994, möglich ist. Neben den Schadens-
daten werden die allgemeinen Daten der Bauwerk-
sprüfung erfaßt; unter anderem muß jeder Scha-
den nach seinem Ausmaß bewertet werden, und 
es muß angegeben und begründet werden, ob eine 
Minderung der Tragfähigkeit, Dauerhaftigkeit 
und/oder Verkehrssicherheit gegeben ist. 

Im Rahmen der Überarbeitung der ASB und der RI-
EBW-PRÜF wird auch das Prüfprogramm neu ge-
faßt. In Zukunft wird es Teil der Straßeninformati-
onsbank (SIB) sein (Windows-Version) oder als 
Übergangslösung als BW-PRUF III (DOS-Version) 
zum Einsatz kommen. 

2.2.5 Weitere Regelwerke 

Zur Durchführung der Aufgaben nach DIN 1076 
sind Brücken baulich so auszubilden und so aus-
zustatten, daß Prüfungen und Erhaltungsmaßnah- 
men sicher, einfach und wirtschaftlich durchgeführt 
werden können. Einheitliche Regelungen dafür gibt 
die Richtlinie für die bauliche Durchbildung und 
Ausstattung von Brücken zur Überwachung, Prü-
fung und Erhaltung (RBA-BRÜ 97). Weiterhin erar-
beitet der Bund/Länder-Fachausschuß Brücken-
und Ingenieurbau Richtzeichnungen für erprobte 
und bewährte Konstruktionseinzelteile. 

Abschließend ist auf eine Reihe von Zusätzlichen 
Technischen Vertragsbedingungen (ZTV) des 
BMVBW hinzuweisen, die als Ergänzung der All-
gemeinen Technischen Vorschriften (ATV) des 
Teiles C der Vertragsbedingungen für Bauleistun-
gen (VOB) anzusehen sind. Festgelegt sind darin 
für den Bereich des BMVBW Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Brücken- und sonstigen In-
genieurbauwerken, für Schutz- und Instandsetzung 
und die Ausführung spezieller Bauarten. Diese 
Vorschriften zielen darauf ab, die Qualität der 
Bauwerke zu verbessern. Aufzuführen sind hierbei: 

— Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
für Kunstbauten (ZTV-K), 

— Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für Schutz- und Instandsetzung 
von Betonbauteilen (ZTV-SIB), 

— Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für das Füllen von Rissen in 
Betonbauteilen (ZTV-Riss), 
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- Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für die Herstellung von Brücken-
belägen auf Beton (ZTV-BEL-B), 

- Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für die Herstellung von Brücken-
belägen auf Stahl (ZTV-BEL-ST), 

- Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für den Korrosionsschutz (ZTV-
Kor), 

- Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für den Bau von Straßentunneln 
(ZTV-Tunnel), 

- Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für Verkehrszeichenbrücken 
(ZTV-VZB). 

2.3 Bestehende Managementsysteme 
der Bauwerkserhaltung 

2.3.1 Vorgehen in den USA 

Im Straßennetz der USA befinden sich derzeit un-
gefähr 577.000 Brückenbauwerke. Viele Brücken 
wurden während der 30iger Jahre und der Aufbau-
jahre des Interstate-Highway-Netzes zwischen 
1956 und 1975 erstellt. Ein großer Teil der Bau-
werke der ersten Hauptbauphase erreicht das En-
de seiner Nutzungsdauer und muß ersetzt werden. 
Die Bauwerke der zweiten Hauptbauphase befin-
den sich im mittleren Bereich ihrer Nutzungsdauer. 
Für die meisten dieser Bauwerke sind umfangrei-
che Erhaltungsmaßnahmen erforderlich (Belags-
und Abdichtungsarbeiten, Betonersatz, Korrosions-
schutz) [8]. 

Die Mittelbereitstellung des Bundes an die einzel-
nen Bundesstaaten reicht in vielen Fällen nicht 
aus, die erforderlichen Maßnahmen vollständig 
durchzuführen. Um die beschränkten Mittel optimal 
einzusetzen, werden Managementsysteme ange-
wandt. 

Eigentümer der Straßen und Brücken des 
Highway-Netzes der USA sind die Bundesstaaten. 
Die Federal Highway Administration (FHWA) stellt 
die Mittel des Straßen- und Brückenprogramms 
den einzelnen Bundesstaaten zur Verfügung. Der 
Umfang der Mittelbereitstellung wird mit Hilfe von 
Zuteilungsfunktionen ermittelt, die eine Reihe von 
Faktoren wie Bevölkerungsdichte, Netzgröße und 
-einstufung und Infrastrukturbedarf berücksichtigen 

[9]. 

In den einzelnen Bundesstaaten ist die Straßen-
verwaltung zentral organisiert. Für die Bau-
werkserhaltung bedeutet dies, daß die untere Be- 

hörde eine Vorauswahl von Bauwerken trifft, für die 
Maßnahmen erforderlich sind. In der Regel führt 
die übergeordnete staatliche Brückenbauverwal-
tung die Prioritätenreihung durch und übergibt die-
se Auswertung an die staatliche Planungs- und 
Koordinationsstelle zur Ausschreibung der Maß-
nahmen [9]. 

Nur auf den Gebieten der Bauwerksprüfung und 
der Aufzeichnung von Daten liegen eindeutige 
Bundesvorschriften vor. Das FHWA unterstützt die 
Staaten auf technischer und administrativer Ebene 
bei der Bauwerksprüfung und sorgt dafür, daß die 
National Bridge lnspection Standards (NBIS) um-
gesetzt werden [10]. NBIS beschreibt die Qualifika-
tion der Brückenprüfer und Anforderungen an die 
Prüfung. Bei der Bauwerksprüfung werden darüber 
hinaus das von der American Association of State 
and Highway Transportation Officials (AASHTO) 
entwickelte "Manual for Bridge Maintenance" und 
das "Manual for Condition Assessment of Bridges" 
umgesetzt. Die Aufzeichnung von Daten der Brük-
kenbauwerke erfolgt nach Anweisung des US De-
partements of Transportation [11]. 

Dagegen bestimmt jeder einzelne Staat selbst, 
welches Bauwerk ersetzt oder instandgesetzt wer-
den soll und reiht die Maßnahmen nach unter-
schiedlichen Verfahren, die in den jeweiligen 
Staaten entwickelt und von der FHWA genehmigt 
wurden. Zur Entwicklung eigenständiger Bridge 
Management Systeme bestehen Regelungen, in 
denen Mindestanforderungen festgehalten sind 
(siehe hierzu Kapitel 2.4.2) [8]. 

Die FHWA hat mit einer Gruppe von Bundesstaa-
ten ein für die Anwendung in sämtlichen Staaten 
ausgerichtetes Managementsystem entwickelt. 
Das 1992 mit dem Namen PONTIS bereitgestellte 
System besteht aus einer Reihe verknüpfter Modu-
le für die systematische Datensammlung und 
-auswertung, die Schadensvorhersage, die Ko-
stenberechnung und den Entscheidungsprozeß. 
Bei diesen Analysen werden unterschiedliche Op-
timierungsmodelle eingesetzt, die die benötigten 
Daten zum einen aus einer Datenbank und zum 
anderen aus Vorhersage-, Kosten- und Aktionsmo-
dellen beziehen. Daneben fließen technische und 
unternehmerische Gesichtspunkte ein [12]. Ergeb-
nisse sind: 

- Eine optimierte Erhaltungspolitik für Bauteile 
und Zustände. Langfristprognosen über den 
Zustand des Netzes und die Ermittlung des 
künftigen Bedarfs. 

- Instandsetzungspläne auf Objektebene. 

- Zusammenstellungen von Bauwerken für die 
Instandsetzung. 
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— Kosten-Nutzen-Analysen für Erweiterungsmaß-
nahmen und eine Reihung der zu erweiternden 
Bauwerke. 

Ausgegeben werden Aktionspläne für Erhaltungs-
und Erweiterungsmaßnahmen. Sooft neue Daten 
vorliegen, werden Beziehungen für Schadens-
wahrscheinlichkeiten angepaßt. PONTIS beruht in 
dieser Hinsicht zunächst auf technischen Aussa-
gen, es "lernt" aber ständig aus neuen Daten [13]. 

Jedes Brückenbauwerk wird in wesentliche Ele-
mente eingeteilt. Für jedes dieser Elemente sind 
bis zu 5 spezifische Zustände definiert. Für jeden 
dieser Zustände wiederum sind ein bis maximal 
drei Erhaltungsmaßnahmen alternativ vorgesehen. 
Umgebungseinflüsse werden dadurch berücksich-
tigt, daß jedes Element in Umgebungskategorien 
eingestuft wird (gutartig, gering, mittel, stark). 

Bei der Bauwerksprüfung wird die Bezugsgröße ei-
nes jeden Brückenelements auf die oben ange-
sprochenen Zustände aufgeteilt, z.B.: 20 % "1", 
35 % "2", 30 % "3", 15 % "4". Der kontinuierli-
che Schädigungsprozeß wird damit in diskrete Ein-
zelschritte aufgeteilt. Im weiteren Verlauf der Zeit 
und der Schädigung wird der prozentuale Anteil-
zustand "1" kleiner und der Anteilzustand **4** 
größer. Erhaltungsmaßnahmen machen dies rück-
gängig. 

PONTIS ist im Besitz der AASHTO und steht der- 
zeit 40 Bundesstaaten zur Verfügung. Die meisten 
dieser Staaten verwenden PONTIS oder planen 
den Einsatz. Einige Staaten setzen jedoch weiter-
hin selbst entwickelte Systeme ein, die ihre Be-
dürfnisse besser erfüllen [9]. 

Unabhängig von PONTIS wurde in den USA ab 
1992 im Rahmen eines NCHRP (National Coope-
rative Highway Research Program)-Projektes ein 
ähnlich aufgebautes Managementsystem mit der 
Bezeichnung BRIDGIT entwickelt. Wie bei PONTIS 
sind für Bauwerkselemente, aber auch für Schutz-
systeme bis zu 5 diskrete Zustände in Abhängigkeit 
vom Ausmaß physikalischer Schädigungen und 
funktionaler Defizite definiert [14]. 

Die Bauwerksprüfer müssen auch in diesem Sy-
stem für jedes Element den prozentualen Anteil der 
einzelnen Zustände erfassen. Jeder Zustand ist 
verbunden mit spezifischen Erhaltungsmaßnahmen 
und Kosten. BRIDGIT berücksichtigt darüber hin-
aus automatisch die Alternativen "Ersatz" und 
"Keine Maßnahmen". 

Für die Bauwerkselemente verwenden BRIDGIT 
und PONTIS vorgegebene Schädigungsfunktionen, 
die herangezogen werden, um den Anteil eines 
Elementes zu bestimmen, der im Laufe eines Jah- 

res von einem Zustand in den nächst schlechteren 
übergeht. Dies erfolgt unter Annahme eines auto-
regressiven Prozesses: Die Werte einer Zustands-
funktion ergeben sich durch eine lineare Überlage-
rung früher beobachteter Werte. Die Lösung dieser 
Prozesse erfolgt unter Berücksichtigung der Wahr-
scheinlichkeit des Zustandsüberganges mit Hilfe 
Markov'scher Ketten. Unterschiede beider Systeme 
ergeben sich u.a. in der Wahl der Schädigungs-
funktionen. 

Die bestehenden Managementsysteme werden im 
Rahmen der Forschung des FHWA wei-
terentwickelt. Schwerpunkte liegen dabei auf dem 
Gebiet der Bauwerksprüfung, der zerstörungsfreien 
Prüfverfahren, der Entscheidungsfindungs- und 
Optimierungsmethoden sowie der Methoden zur 
Ermittlung von Nutzungsdauer und Kosten. 

Die Struktur von PONTIS und BRIDGIT ist durch.  
die US-amerikanischen Verhältnisse gekennzeich-
net. Die Schwerpunkte von Schadensmodellen 
wurden auf spezielle, strukturelle Probleme ausge-
richtet. Darüber hinaus wurden in den USA häufig 
gleichartige, bewährte Bauwerkstypen eingesetzt 
[15]. Dies ermöglichte bei den beiden o.a. Mana-
gementsystemen, Bauteilgruppen, Schadenstypen 
und Schadensentwicklungen sowie erforderliche 
Maßnähmen in einer begrenzten Variationsbreite 
zu berücksichtigen. 

Das deutsche Fernstraßennetz weist davon abwei-
chende Verhältnisse auf. Zum einen ist das mittlere 
Alter der deutschen Bauwerke gegenüber dem der 
US-amerikanischen geringer. Zum anderen wurde 
in der Vergangenheit der Erhaltung der Bauwerke 
zumindest in den alten Bundesländern eine höhere 
Bedeutung zugemessen als in den USA. Mängel 
und Schäden sind dadurch an deutschen Brücken 
weniger struktureller Natur. Vielmehr treten Ver-
kehrssicherheits- oder Dauerhaftigkeitsprobleme 
ailf. Darüber hinaus stellt nahezu jede der 34.824 
Brücken des deutschen Fernstraßennetzes ein 
Unikat dar. 

Ein BMS für das deutsche Fernstraßennetz kann 
deshalb nur in Grundzügen den US-
amerikanischen Systemen entsprechen. Eine An-
wendung von PONTIS oder BRIDGIT ist aufgrund 
der grundsätzlichen Vereinfachungen und Verall-
gemeinerungen [16] aber auch aufgrund der für ein 
geplantes deutsches Managementsystem unter-
schiedlichen Aufgabenstellung nicht zielführend 
(siehe hierzu Kapitel 4). 
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2.3.2 Das dänische Brücken-Management-
system 

Die staatliche Straßenverwaltung Dänemarks ver-
wendet seit 1988 ein Managementsystem mit dem 
Namen DANBRO, das auf der Grundlage einer frü-
heren Bauwerksdatenbank entwickelt wurde. Das 
System besteht derzeit aus den folgenden Modu-
len: 

— Datenbank 

— Hauptprüfung 

— Unterhaltungsmaßnahmen 

— Sonderprüfung 

— Optimierung von Erhaltungsmaßnahmen 

— Budgetbildung 

— Langzeitprognose 

— Kostenkatalog 

— Schwertransporte 

Das System DANBRO wird ständig weiterentwik-
kelt. Zur Zeit im Entwicklungsstadium befindet sich 
die Erstellung einer Windows-Benutzeroberfläche, 
ein Programmteil für die Vertragsverwaltung sowie 
die Schaffung von Möglichkeiten einer gemeinsa-
men Datennutzung unterschiedlicher Verwal-
tungseinheiten [17, 18]. 

Die Datenbank enthält nur diejenigen Angaben, die 
für die Durchführung des Managementsystems 
erforderlich sind. Dies sind administrative und 
technische Daten aus Gegenwart und Vergangen-
heit. Mit Hilfe von angekoppelten Auswertungspro-
grammen können Statistiken erstellt und Bauwerke 
ausgewählt werden. 

Ziel der systematischen, visuellen Inspektion im 
Rahmen der Hauptprüfung ist, einen Überblick 
über den Zustand des gesamten Bauwerksbestan-
des zu erhalten sowie bedeutende Schäden recht-
zeitig festzustellen. Für 15 festgelegte Standarde-
lemente werden die einzelnen Schäden erfaßt und 
beschrieben sowie der Schweregrad der Schäden 
in einem Raster von 0 bis 5 klassifiziert. Darüber 
hinaus wird untersucht, ob zusätzliche Sonderprü-
fungen, Unterhaltungsmaßnahmen oder Instand-
setzungsmaßnahmen erforderlich sind. Ferner wird 
der Zeitpunkt für die nächste Hauptprüfung (1 bis 6 
Jahre) festgelegt. 

Die Auswertung der Prüfungsdaten ergibt folgende 
Ergebnisse: 

— Aussagen zum Allgemeinzustand des Bau-
werksbestandes, 

— Kostenzusammenstellungen für Instandset-
zungsmaßnahmen der nächsten fünf Jahre, 

— Terminplanungen für Haupt- und Sonderprüfun-
gen und 

— Statistiken über die Durchführung von Unterhal-
tungsmaßnahmen. 

Planungsgrundlage für die Durchführung der Un-
terhaltungsmaßnahmen ist ein detailliertes Ver-
zeichnis der 15 Standardelemente mit Angabe der 
Hauptmengen, Unterhaltungsarbeiten mit zugehö-
rigen Einheitspreisen und ggf. der anzuwendenden 
Baustoffe. Daraus wird für jedes Bauwerk eine Li-
ste möglicher Unterhaltungsmaßnahmen erstellt. 
Die Notwendigkeit der Ausführung der einzelnen 
Maßnahmen wird im Frühjahr jeden Jahres am 
Bauwerk ermittelt. Arbeitsaufträge werden gene-
riert und die Durchführung wird dokumentiert. Lei-
stungsverzeichnisse und Arbeitsaufträge werden 
automatisch erstellt. 

Sonderprüfungen dienen zur detaillierten Inspekti-
on einzelner Konstruktionselemente. Eingesetzt 
werden auch aufwendige Untersuchungsmethoden 
wie Verfahren der zerstörungsfreien Prüfung. Zu-
sätzlich können Proben für Laboruntersuchungen 
entnommen werden. Auf dieser Stufe findet die 
Einbeziehung von Schadensentwicklungsmodellen 
statt. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen beleuchten 
unterschiedliche Instandsetzungsstrategien. Dabei 
werden neben den eigentlichen Instandsetzungs-
kosten auch volkswirtschaftliche Folgekosten be- 
rücksichtigt. Ergebnis ist die optimale Instandset-
zungsmethode für das Bauwerk sowie eine Schät- 
zung der benötigten Mittel für die kommenden Jah-
re. Diese Angaben bilden die Grundlage für die 
netzweite Priorisierung von Maßnahmen. 

Bei der Dringlichkeitsreihung von Maßnahmen, die 
auf der Grundlage der objektbezogenen Optimie-
rung durchgeführt wird, werden auch nur begrenzt 
zur Verfügung stehende Mittel berücksichtigt. 

Mit Hilfe des Moduls zur Budgetbildung, das auf 
den Ergebnissen der Optimierungsmodule basiert, 
können auch die tatsächlichen Ausgaben verfolgt 
werden. Es werden Budgets über einen Zeitraum 
von 5 Jahren erstellt. 

Im Rahmen der Langzeitprognose werden auf der 
Grundlage von Durchschnittswerten für Erhaltungs-
intervalle, Nutzungsdauer und Reparaturkosten 
sowie Erneuerungskosten für die 15 Standardele-
mente Hochrechnungen der künftigen Budgets 
ermittelt. 

Grundlage des Kostenkatalogs ist ein Standard-
Leistungsverzeichnis mit den gebräuchlichsten 
Maßnahmen. Dieser Programmteil wird zur Vorbe- 
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reitung der Vergabe für die einzelnen Maßnahmen 
benutzt und ständig auf dem neuesten Stand ge-
halten. 

Das Dänische Managementsystem DANBRO ist 
ausschließlich für Brückenbauwerke ausgelegt. Ei-
ner Anwendung als Fertigsystem in Deutschland 
widerspricht die Konzeption des Systems, in der 
sich die dänische Struktur widerspiegelt. Das be-
trifft sowohl den Aufbau der Straßenbauverwaltun-
gen und ihre Verknüpfungen untereinander als 
auch die Bauwerksanzahl und -dichte sowie die 
verkehrlichen Gegebenheiten. Aufbau und Zielset-
zungen eines deutschen BMS weichen in weiten 
Teilen vom System DANBRO ab (siehe hierzu 
Kapitel 4). 

2.3.3 Weitere Managementsysteme des Aus-
lands 

In einzelnen Ländern wurde auf die bestehenden 
Systeme PONTIS und DANBRO zurückgegriffen, 
da sich diese Systeme zum einen mit den jeweili-
gen Verwaltungsstrukturen, aber auch in techni-
scher Hinsicht als kompatibel erwiesen und da zum 
anderen eine Neuentwicklung als zu aufwendig, zu 
zeitintensiv oder im Einzelfall als nicht realisierbar 
abgeschätzt wurde. Das System PONTIS bildet die 
Grundlage sowohl für das finnische als auch das 
ungarische Managementsystem der Bauwerkser-
haltung. Bei diesen Anwendungen wurden gewisse 
Modifikationen der Brückenbauteile, der Schadens-
funktionen und der Erhaltungsmaßnahmen umge-
setzt. Das dänische System DANBRO bildet die 
Basis für Managementsysteme der staatlichen 
Straßenbehörden in Saudi Arabien, Mexico, Ko-
lumbien, Honduras, Kroatien und Malaysia. Dane-
ben fanden bzw. finden derzeit in einzelnen Länder 
eigenständige Entwicklungen statt. 

Japan 

Das japanische Bauministerium hat im Jahre 1990 
begonnen, ein eigenständiges Managementsystem 
der Bauwerkserhaltung zu entwickeln. Eine erste 
Version wurde im Jahre 1995 fertiggestellt [19]. Ziel 
des Systems ist die Ermittlung des effektivsten Er-
haltungsplans unter gegebenen finanziellen Rah-
menbedingungen. Verwendet werden Brücken-
struktur und Inspektionsdaten des "Ministry of 
Construction 	Highway 	Information 	System • 
(MICHI)". 

Das Managementsystem besteht aus zwei Haupt-
modulen, dem "Zustandsmodul" und dem "Pla-
nungsmodul". Im "Zustandsmodul" wird aus dem 
Zustand einzelner Hauptbauteile auf den Zustand 
der Gesamtbrücke geschlossen. Diese Größe wird  

zur Ermittlung der Zustandsentwicklung herange-
zogen. Bei der Bauwerksüberwachung werden 
Zustandsnoten von 1 bis 5 vergeben. Hierbei wird 
ein Bauwerk in die drei Teile Haupttragwerk, Fahr-
bahnplatte und Unterbau zerlegt. Diese drei 
Hauptteile werden jeweils einzeln bewertet. Im 
"Planungsmodul" erfolgt die Optimierung der Pla-
nung. Angegeben wird, welche Brücke instandge-
setzt werden soll und wie dringlich die Brücke bei 
gegebenen finanziellen Rahmenbedingungen in-
standgesetzt werden muß. 

Das System beinhaltet Kostentabellen, die eine 
vergleichende Gegenüberstellung verschiedener 
Instandsetzungsalternativen ermöglichen. Es ist 
bislang auf eine Einjahresplanung ausgerichtet. 
Auch für dieses BMS gilt, daß aktuelle Prüfdaten 
zu einer Weiterentwicklung der verwendeten Mo-
delle führen. In einer Versuchsphase werden Stu-
dien durchgeführt, um die Präzision der einzelnen 
Module zu bestimmen. 

Polen 

Seit 1989 wird in Polen ein Managementsystem 
der Erhaltungsplanung entwickelt, das Entschei-
dungsfindungs-Prozeduren für unterschiedliche 
Organisationsebenen beinhaltet [20, 21]. Die 
Grundfunktion besteht aus einem Planungsprozeß 
mit einem Einjahreshorizont unter Berücksichtigung 
von Bestands-, Konstruktions- und Zustandsdaten. 
Das System beinhaltet eine eigenständige Daten-
bank mit begrenztem Inhalt und wird darüber hin-
aus von einer externen zentralen Datenbank gro-
ßer Brücken unterstützt. 

Für die Optimierung der Zuteilung von Mitteln wird 
die lineare Programmierung unter Berücksichtigung 
des Ersatzwertes aller Brücken einer Region, des 
Zustandes der Brücken und weiterer statistischer 
Daten (Anzahl Brücken, Fläche usw.) verwendet. 
Anhand dieser Ergebnisse werden unter Zugrunde-
legung von Kostentabellen die jährlichen Erhal-
tungskosten ermittelt. 

Diese Mittel werden im Rahmen des Optimie-
rungsprozesses auf einzelne Brückenbauwerke 
aufgeteilt. Dabei werden eine Reihe von Parame-
tern berücksichtigt: 

- Betreiber- und Nutzerkosten 

- Vergleich der Lebendsdauerkosten mit den Ko-
sten für einen evtl. Neubau 

- Technische Kriterien 

- Dauerhaftigkeit 

- Einflüsse des Verkehrs 

- Dringlichkeit, Zwänge usw. 
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Derzeit erfolgt ein Testlauf des Systems unter Be-
rücksichtigung von 100 großen Brückenbauwer-
ken. 

Schweden 

Wesentliche Bestandteile des schwedischen Ma-
nagementsystems sind übergreifende Strategien 
für Planungs- und Kontrollmaßnahmen sowie für 
die operative Planung und Durchführung von Maß-
nahmen. Vom Zentralamt für Straßenwesen 
(Swedish National Route Administration (SNRA)) 
wurden für diese Tätigkeiten neue Konzepte einge-
führt [22]. 

Das dabei verwendete Executive Information, Sy-
stem (EIS) ist ein Werkzeug, das im übergreifen-
den strategischen Brückenmanagement der Stra-
ßenverwaltung verwendet wird. "Mangelnde Trag-
fähigkeit" und "Mangelhafter Kapitalwert" sind die 
beiden Parameter, die benutzt werden, um die 
Leistungsfähigkeit und den wirtschaftlichen Zu-
stand von Brücken bei den Planungs- und Nach-
kontrollmaßnahmen zu beschreiben. Für die ope-
rative Planung und die Beschaffung liegen zwei 
Modelle vor. 

Das eine Modell wird zur routinemäßigen Instand-
haltung verwendet, d.h. zur vorbeugenden In-
standhaltung und für kleinere Maßnahmen. Ein 
Generalunternehmer kontrolliert während der Ver-
tragsdauer regelmäßig den Zustand der Elemente 
und erstattet Bericht über die durchgeführten In-
standhaltungsmaßnahmen. Dabei ist der Auftrag-
nehmer für den gesamten Ablauf der Prüfung, Pla-
nung, Durchführung der Maßnahme und Nachwei-
sprüfung zuständig. Ein Vertrag erstreckt sich nor-
malerweise auf 50 bis 70 Brücken während eines 
Zeitraums von 3 bis 5 Jahren. 

Das zweite Modell wird für größere Erhaltungs-
maßnahmen verwendet. Hierbei führt die Straßen-
verwaltung die Inspektions- und Planungsmaß-
nahmen selbständig durch. Das dabei verwendete 
Managementsystem SAFEBRO besteht aus den 
Komponenten: 

— Übergreifendes Management 

— Brückenmanagement-Tätigkeiten 

— Brückendatenbanken 

— Wissensdatenbanken 

— Verarbeitungsmodule 

SAFEBRO wird auf allen Ebenen der Swedish Na-
tional Route Administration (SNRA) und dabei von 
Entscheidungsträgern auf strategischer und opera- 

tiver Ebene eingesetzt, d.h. von Planern, Kontrol-
leuren, Konstrukteuren und Aufsichtsführenden. 

Das System liefert Daten auf Brücken- und Netze-
bene und schafft die Voraussetzung für optimale 
Entscheidungen und Maßnahmen gemäß den Zie-
len der SNRA. Zugrunde liegen die Brückendaten-
banken bzw. die Informationssysteme PRODATA 
(Brückendaten) und PRODOCK (Brückendoku-
mentation). 

Zur Sicherstellung der Qualität von in den Daten-
banken abgelegten Informationen werden Wis-
sensdatenbanken eingesetzt. Die Datenbank für 
technische Lösungen unterstützt den Planungsvor-
gang durch Bereitstellung von geeigneten, techni-
schen Alternativlösungen. Die Datenbank der Prei-
se je Einheit ist eine Preisliste für diese techni-
schen Lösungen. 

Neben diesen bestehenden Systemen werden in 
einer Reihe von Ländern derzeit weitere Manage-
mentsysteme der Bauwerkserhaltung entwickelt. 

In der Schweiz wird als Prototyp eines BMS das 
System KUBA-MS entwickelt. Aufbauend auf einer 
Substanz-, Zustands- und Unterhaltsdaten umfas-
senden bereits bestehenden Datenbank (KUBA-
DB) sollen mit diesem System die folgenden Ziele 
erfüllt werden [23]: 

— Aufzeigen der wirtschaftlich optimalen Erhal-
tungspolitik mit und ohne Budgetrestriktionen. 

Aufzeigen der Auswirkungen, wenn von dieser 
Strategie abgewichen wird. 

— Berücksichtigung von Betreiber- und Nutzerko-
sten. 

— Auflisten der optimalen Maßnahme für beliebige 
Planungshorizonte. 

Ermittlung des kurzfristigen und mittelfristigen 
Finanzbedarfs. 

Aufzeigen der Entwicklung des mittleren Bau-
werkszustandes für verschiedene Budgetre-
striktionen. 

Im Österreich hat die Entwicklung eines BMS ge-
rade erst begonnen. Die geplanten Verfahren bein-
halten die Weiterentwicklung der Bauwerksdaten-
bank im Hinblick auf Benutzerfreundlichkeit, Erwei-
terung von Kostendaten und Ermöglichung von 
Standardauswertungen. Für das eigentliche Mana-
gement werden einheitliche Bewertungssysteme 
entwickelt. Es werden Strategie- und Prognosemo-
delle unter Berücksichtigung von Life-Cycle-Kosten 
sowie Verfahren der Prioritätsreihung erstellt wer-
den. Einen weiteren Schwerpunkt werden Verfah-
ren des Qualitätsmanagements bezüglich Planung 
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und Ausführung, Standards, Richtlinien, Kontroll-
verfahren und Schulungsmaßnahmen bilden [24]. 

In Großbritannien wird derzeit von der Highway 
Agency ein umfassendes Managementsystem für 
den eigenen Bedarf neu entwickelt. Dabei werden 
auch frühere Erkenntnisse mit den USA (PONTIS 
und BRIDGIT), aus Dänemark (DANBRO) sowie 
aus Finnland berücksichtigt. Diese Systeme wer-
den jedoch nicht übernommen [25]. 

2.3.4 Managementsystem Brückenerhaltung 
der TH Darmstadt 

Innerhalb eines umfangreichen Forschungspro-
gramms der TH Darmstadt wurde ein einfaches 
Managementsystem der Erhaltungsplanung für 
Brückenbauwerke entwickelt. Darin werden den 
Entscheidungsträgern der Erhaltungsplanung zu-
sammen mit den Prüfberichten der Hauptprüfungen 
eine Prioritätsbewertung für Erhaltungsmaßnah-
men sowie eine Kostenschätzung auf der Grundla-
ge einer objektbezogenen Bedarfsermittlung zur 
Verfügung gestellt [26]. 

Bei der Prioritätsbewertung handelt es sich um ein 
mathematisches Bewertungssystem für die Ermitt-
lung der relativen Dringlichkeit von Maßnahmen an 
Brücken, das als Unterstützung für eine strukturier-
te und transparente Erhaltungsplanung dienen soll. 
Die Bewertungen werden nicht in das bisherige 
Notensystem der RI-EBW-PRÜF (von 0 bis 4) ein-
geordnet. Durch Auswertung der Prüfberichte der 
Bauwerkshauptprüfungen wird vielmehr eine Priori-
tätszahl ermittelt. 

Basis des Verfahrens sind die Schadensbewertun-
gen nach RI-EBW-PRÜF, verbunden mit Angaben 
zur Bedeutung des geschädigten Bauteils im Rah-
men des Gesamtbauwerks. Über ein spezielles 
Normierungsverfahren werden in jeder Erhaltungs-
kategorie der Bedarfsleiste des Landschaftsver-
bandes Rheinland Prioritätspunkte vergeben, ge-
wichtet und aufsummiert'. Unter Berücksichtigung 
der Verkehrsbedeutung des Bauwerks wird schluß-
endlich die Prioritätszahl ermittelt, die zur Dring-
lichkeitsreihung herangezogen wird. 

In Kombination mit dem Verfahren der Kostenpro-
gnose auf der Grundlage der Auswertung der Be-
darfsleiste des Landschaftsverbandes Rheinland 
wird ein Managementsystem der Brückenerhaltung 
bereitgestellt, das die Zielsetzung von Länderver-
waltungen hinsichtlich der Steuerung von Instand-
setzungsaktivitäten anvisiert. 

Vorteil des Systems ist die Umsetzbarkeit im Rah-
men des Konzeptes der RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 
1994, bei Erweiterung des Programmsystems BW- 

PRUF. Die bewährten Komponenten "Schadens-
bewertung nach RI-EBW-PRÜF" und "Bedarfsleiste 
des Landschaftsverbandes Rheinland" kommen als 
Basismodule zum Einsatz. 

Festzustellen ist, daß es sich bei diesem Manage-
mentsystem um einen vergleichsweise einfachen 
Ansatz handelt, der weitergehende Entwicklungen 
auf diesem Gebiet nicht berücksichtigt (siehe Kapi-
tel 2.3.1 bis 2.3.3). 

Eine Dringlichkeitsreihung findet ausschließlich auf 
der Grundlage der Bewertung von Schäden nach 
der aktuellen RI-EBW-PRÜF, einer Bewertung von 
Bauteilen und der Verkehrsbedeutung der betrach-
teten Bauwerke statt. Unberücksichtigt bleibt eine 
Bewertung der Zustands- oder Schadensentwick-
lung. Die Auswirkung der Schäden auf andere 
Bauteile findet nur indirekt über die Bewertung der 
Bauteile Eingang in die Analyse. 

Darüber hinaus wird keine ökonomische Bewer-
tung der Maßnahmen durchgeführt. Weder Le-
bensdauer-Kostenmodelle auf Objektebene noch 
Optimierungsmodelle auf Netzebene oder Mehrjah-
resanalysen sind beinhaltet. Ebensowenig werden 
Nutzerkosten, die auch ein mögliches Unfallge-
schehen berücksichtigen könnten, als Kriterium 
herangezogen. 

Wegen der fehlenden Betrachtung der Gesamtko-
sten ist eine Entscheidung zwischen Erhaltung und 
Ersatz von Bauwerken nicht möglich. 

Zwar findet die Verkehrsbedeutung der Bauwerke 
Eingang in die Analyse, die Kriterien Staugefahr 
und Umleitungsmöglichkeiten sowie Baustellenma-
nagement sind jedoch nicht beinhaltet. Eine Ver-
knüpfung mit Pavement-Management-Systemen ist 
nicht vorgesehen. 

2.4 Zur Entwicklung von Manage-
mentsystemen 

2.4.1 Das OECD-Brückenmanagementsystem 

Im Rahmen des Straßenforschungsprogramms der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) wurde in den Jahren 
1989 bis 1992 eine Studie erstellt, die sich mit der 
Situation des Brückenmanagements in den OECD-
Staaten befaßt. 

1  
Seit 1987 werden beim Landschaftsverband Rheinland die 

Prüfberichte der Hauptprüfungen nach DIN 1076 mit einer Be-
darfsleiste versehen, in der zu jeder Erhaltungskategorie (z.B. 
Betoninstandsetzungen, Lager, Beläge und Abdichtungen 
usw.) der erforderliche Erhaltungsbedarf in [%] eingetragen 
wird. 
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Bild 2: Aufbau des Managementsystems der OECD 

Innerhalb dieser Studie wird ein allgemein gültiges 
System zum Management der Brückenerhaltung 
vorgestellt. Weiterhin werden Empfehlungen für die 
Entwicklung von Bridge Management Systemen 
(BMS) gegeben [27]. 

Ein BMS im Sinne der OECD beinhaltet alle Funk-
tionen zur Durchführung des Erhaltungsmanage-
ments, d.h. formalisierte Verfahren und analytische 
Instrumentarien. Grundlage des Systems ist die 
Datenerfassung und -bereitstellung von Bestands-, 
Bauwerks-, Schadens-, Erhaltungs-, Verkehrs-, 
Unfall- und Kostendaten. Aus diesen Daten werden 
Informationen generiert: 

- Kosten für den Betreiber und den Nutzer, 

- relevante Zustandsdaten, 

- Vorhersagen von zukünftigen Entwicklungen. 

Als Randbedingungen gehen sowohl technische 
als auch verkehrsbezogene Präferenzen und Ziele 
der Baulastträger und/oder politischer Seite ein. 
Technische Eingaben werden von Regelwerken 
gebildet, die die möglichen Maßnahmen beinhal-
ten. Diese Daten fließen im Kern des Systems zu-
sammen, in dem Analyseprozesse stattfinden. Im 
einzelnen werden Wirtschaftlichkeitsberechnungen, 
Dringlichkeitsreihungen und Bedarfsermittelungen 
durchgeführt. Dieser Kern ist nicht eindeutig defi-
niert, sondern ist auf einzelne Anwender ausgerich-
tet. Resultate der Analysen sind Bedarfsmeldun- 

gen, Vorhersagen und Optionen. Diese dienen als 
Hilfsmittel zur Entscheidungsfindung. Bild 2 zeigt 
den grundsätzlichen Aufbau dieses Management-
systems. 

Unberücksichtigt bleiben in diesem System die 
Aufgabenstellungen unterschiedlicher Verwaltungs-
ebenen; ebenso finden föderative staatliche Struk-
turen keinen Eingang in das System. Es wird nur 
die übergeordnete grundsätzliche Vorgehensweise 
beleuchtet. 

2.4.2 Erstellung von Bauwerks-Management-
Systemen in den USA 

In den USA wurden in der Vergangenheit eine Rei-
he unterschiedlicher Managementsysteme der 
Bauwerkserhaltung für den Einsatz in den einzel-
nen Bundesstaaten entwickelt. Zur Vereinheitli-
chung der Vorgehensweise bei der Erhaltungspla-
nung sowie zur Sicherstellung eines möglichst ein-
heitlichen Aufbaus der eingesetzten Management-
systeme wurden von der AASHTO (American As-
sociation of State Highway and Transportation Of-
ficials) im Rahmen eines Forschungsprojektes des 
NCHRP (National Cooperative Highway Research 
Program) Richtlinien zur Erstellung von Manage-
mentsystemen der Bauwerkserhaltung aufgestellt. 
Darin werden die Mindestbedingungen für ein BMS 
zusammengestellt sowie Hinweise für deren Ent-
wicklung gegeben [8]. 
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Ein BMS dient im Sinne dieser Regelungen dazu, 
die unterschiedlichen Informationen aus Manage-
ment-, Ingenieurs- und ökonomischer Sicht zu-
sammenzuführen, um die besten Maßnahmen für 
Bauwerke im Straßennetz zu definieren. Das BMS 
hilft dabei dem Entscheidungsträger festzulegen, 
zu welcher Zeit und an welchem Ort Geldmittel für 
die Erhaltung einzusetzen sind, um die Verkehrssi-
cherheit zu gewährleisten, die Infrastruktur zu be-
wahren und der Wirtschaft und den Verkehrsteil-
nehmern bestmögliche Verkehrsbedingungen zur 
Verfügung zu stellen. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es nötig, den ak-
tuellen und zukünftigen Zustand und Finanzbedarf 
abzuschätzen, begrenzte Geldmittel unter konkur-
rierenden Projekten zu verteilen, begründete und 
vertretbare Programme und Budgets zu erstellen 
und die Auswirkungen von Verkehrs- und Ge-
wichtsbegrenzungen auf den Verkehrsfluß zu un-
tersuchen. Diese Zielsetzungen werden erreicht 
durch eine Kombination von formalen Prozessen 
und analytischen Hilfsmitteln, die die Entschei-
dungsfindung in der Verwaltung unterstützen. 

Ein solchermaßen konzipiertes BMS beinhaltet 
grundsätzlich netzweite Analysen, obwohl es dazu 
dient, Entscheidungen auf Objektebene zu unter-
stützen. Maßnahmen, die für ein Brückenbauwerk 
gefordert werden, haben immer Auswirkungen auf 
die anderen Bauwerke des Netzes. Objekt- und 
netzbezogene Analysen werden im Rahmen eines 
BMS aufeinander abgestimmt. Mindestanforderun-
gen beschreiben die essentiellen Aufgaben des 
BMS: 

- Beschreibung des aktuellen Zustandes der 
Bauwerke in einem Straßennetz, basierend auf 
Bauwerksprüfungen. 

- Ermittlung der wahrscheinlichen Zustandsent-
wicklung als Funktion der zur Verfügung ste-
henden Erhaltungsmittel. 

- Ermittlung der erforderlichen Erhaltungsmittel, 
um Bauwerke von ihrem aktuellen Zustand zu 
einer festgelegten, höheren Stufe zu führen. 

- Ermittlung von Nutzerkosten. 

- Bestimmung der optimalen Verteilung von Er-
haltungs- und Ersatzmaßnahmen in Abhängig-
keit von der Zeit bei gegebenen Budgetzwän-
gen. 

- Ermittlung der Minimalkosten für erforderliche 
Erhaltungsmaßnahmen, der Kosten bei verzö-
gerter Durchführung von Maßnahmen und der 
gesparten Mittel durch Präventionsmaß-
nahmen. 

- Ermittlung von Prioritätslisten für Erhaltung, Er-
satz und Erweiterungsprojekte. 

- Ermittlung von spezifischen Erhaltungspro-
grammen für Einzel- oder Mehrjahrespla-
nungshorizonte. 

- Simulation von alternativen Szenarios. 

- Sicherstellung effektiver Kommunikation über 
Erhaltungspolitik, Programme und Budgets zwi-
schen unterschiedlichen Verwaltungseinheiten, 
in den Medien und für interessierte Gruppen. 

Wichtig ist die Abstimmung des BMS mit anderen 
Management-Systemen, z.B. dem Pavement-
Management-System (PMS) und dem Baustellen-
Management-System. 

2.4.3 EU-Kooperationsprojekt BRIME (Bridge 
Management in Europe) 

Neben den unterschiedlichen nationalen Bestre-
bungen werden auf europäischer Ebene erste An-
strengungen unternommen, zu einer einheitlichen 
Rahmenstruktur von Management-Systemen der 
Bauwerkserhaltung zu gelangen. 

Innerhalb eines Kooperationsprojektes der Euro-
päischen Kommission/DG VII entwickeln For-
schungsinstitute aus Großbritannien (TRL), Spani-
en (CEDEX), Frankreich (LCPC), Norwegen 
(NPRA), Slovenien (ZAG) und Deutschland (BASt) 
derzeit grundlegende Modelle für ein BMS. Dabei 
werden eine Vielzahl von Faktoren einschließlich 
der Auswirkungen auf den Verkehr, die Dauerhaf-
tigkeit von Erhaltungsmaßnahmen und die verblei-
bende Nutzungsdauer berücksichtigt. 

Das Projekt beinhaltet die folgenden Aufgabenge-
biete [28]: 

- Klassifizierung des Zustands von Bauwerken. 
Es werden Methoden entwickelt und Richtlinien 
für eine numerische Evaluierung von Schäden 
in Betonstrukturen erstellt. Es wird eine For-
schungs-Software zur Kategorisierung von ge-
schädigten Strukturen entwickelt. Dabei werden 
neuronale Netze eingesetzt. 

- Bewertung der Tragfähigkeit vorhandener Brük-
ken. Es werden allgemeine Richtlinien für die 
Bewertung der Tragfähigkeit von Brücken ent-
wickelt. Bereiche, in denen Verbesserungen 
gegenüber der bisherigen Vorgehensweise er-
forderlich sind, werden festgestellt, und es wer-
den Untersuchungen durchgeführt, um verbes-
serte Modelle für Einwirkungen aus Verkehr und 
die Widerstandsseite zu entwickeln. 
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— Modellierung von geschädigten Strukturen und 	werke auf Netzebene zu erlangen sowie steu- 
der Auswirkung der Schädigung auf die Trag- 	ernd im Rahmen eines Controllings in die Erhal- 
fähigkeit. Es werden Empfehlungen erstellt, um 	tungspraxis eingreifen zu können. 
die Schädigung für die Bewertung der Tragfä- 

— Länder und Verwaltungen sind hingegen bei der higkeit modellhaft darzustellen. Die Empfehlun- 
Planung und Durchführung der Maßnahmen auf gen werden zusammen mit den o.a. Bewer- 
Teilnetz- und Objektebene zu unterstützen, tungsregeln eingesetzt, um die Bewertung der 
damit vorgegebene Ziele erreicht, Strategien Tragfähigkeit von geschädigten Brückenbau 	
umgesetzt und Rahmenbedingungen sowie werken zu verbessern. 
Haushaltszwänge berücksichtigt werden kön- 

- Erstellung von Modellen zur Schadensentwick- 	nen. 
lung. Das Ziel ist, das vorhandene Wissen über 

Das Grobkonzept beinhaltet sieben Themengrup-die Modellerstellung und die Überwachung des 
pen, die bereits zum Teil verwirklicht sind. Weitere 

Eindringens von Chloriden in den Beton zu kon- 
Teilmodule werden zur Zeit erarbeitet. Ein Großteil solidieren und zu verbessern. 
der Schwerpunkte ist jedoch noch im Planungs- 

- Entscheidungsfindung. Es wird eine Studie über stadium (siehe Bild 3). 
Vorgehensweisen durchgeführt, mit denen fest 	

Voraussetzung auch für dieses BMS ist die mög- gestellt wird, ob eine Struktur instandgesetzt, 
lichst umfassende Bereitstellung relevanter Daten. verstärkt oder ersetzt werden soll. 
Modul 1 "Netzbezogene Grunddaten" beinhaltet 

— Priorisierung. Es wird eine Untersuchung von zum einen die Sammlung und Vorhaltung von 
Methoden durchgeführt, mit denen Erhaltungs- Grund- und Zustandsdaten, die zum Teil bereits in 
maßnahmen priorisiert werden können, und es umfassenden Datenbanken gespeichert sind. 
werden Richtlinien für die Priorisierung von 	Weiterhin ist die Verknüpfung mit anderen Daten 
Maßnahmen erstellt. 	 wie zum Beispiel Verkehrs- und Unfalldaten vorge- 

sehen. Eine Verknüpfung mit Daten anderer Ma- 
- Brücken-Managementsysteme. Die Ergebnisse 

nagementsysteme (z.B. Pavement-Management, aus den o.g. Aufgabengebieten werden zu- 
Baustellen-Management) wird sichergestellt. sammengetragen. Ziel ist die Bildung eines 

Rahmenwerkes für ein BMS. 	 Grundlage des Systems werden die Straßeninfor- 

Der Abschluß des Projektes ist für Ende 1999 ge- mationsbanken der Länder und das Informations-
system BISStra des Bundes sein. Während die 

plant. 
Straßeninformationsbank SIB derzeit an einen ein-
heitlichen Standard angepaßt und in Kürze anwen-

2.4.4 Grobkonzeption der Bundesanstalt für dungsreif sein wird, ist das System BISStra in der 
Straßenwesen zur Entwicklung eines 	Konzeptions- und Aufbauphase. 
Managementsystems zur Erhaltung von 

Modul 2 "Netzweite Zustandsdaten und Bewer- Brücken und Ingenieurbauten 
tung" beinhaltet die Bewertung von Zustandsda-
ten, die sich aus den Bauwerksprüfungen nach DIN 

Aufbauend auf den Erkenntnissen des In- und 
Auslandes wurde von der Bundesanstalt für Stra- 

1076 ergeben. Als Ergebnis werden netzweite Zu-
st'andsreihungen und Finanzbedarfsermittlungen ßenwesen eine Grobkonzeption für ein Manage- 
zur Verfügung gestellt. Die Sammlung und Bereit- mentsystems der Bauwerkserhaltung für Bund und 

Länder erarbeitet [29, 30]. Dabei wurde erkannt, 	
stellung von Zustandsdaten, derzeit durch das 

 
daß die besonderen Randbedingungen durch die Programmsystem BW-PRÜF gewährleistet, wird in 

gesetzlich vorgegebenen Verwaltungsstrukturen zu Zukunft mit Hilfe des Systems SIB-Bauwerke erfol-
berücksichtigen sind. Die Organisation der Stra- gen. Damit ist die Verknüpfung zwischen Bau-

ßenbauverwaltung ist dadurch charakterisiert, daß werksdaten und Zustandsdaten gewährleistet. 
der Bund Baulastträger für die Bundesfernstraßen 	Überarbeitete Bauteil- und Schadenskataloge, bis- 
ist. Die finanziellen Mittel für Bau und Erhaltung 	lang verankert in RI-EBW-PRÜF, und Basis des 
werden vom Bund den Ländern zur Verfügung ge- Prüfprogramms BW-PRUF, sind nunmehr Bestand- 
stellt. Die Bundesländer hingegen planen, bauen, 	teil der ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, und in 
betreiben und erhalten die Bundesfernstraßen im Zukunft Basis des in SIB-Bauwerke beheimateten 
Auftrag des Bundes. Daraus ergeben sich Anforde- Prüfprogramms. 
rungen an ein künftiges BMS: 

Das Verfahren der Zustandsbewertung (siehe Kapi- 
- Der Bund ist in die Lage zu versetzen, einen tel 2.2.3) wird ergänzt werden durch ein System 

Überblick über den aktuellen Zustand der Bau- der Kostenermittlung, mit dem auch Prognosen für 
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Bild 3: Managementsystem der Bauwerkserhaltung, Stand der Entwicklung 

den Erhaltungsbedarf des Gesamtbestandes der 
Bauwerke (oder ausgewählter Untergruppen) er-
stellt werden können. Darüber hinaus werden Mo-
delle zur Schadens- und Zustandsentwicklung be-
reitgestellt. Zur Bearbeitung dieser Teilmodule sind 
derzeit Forschungsprojekte geplant. 

Die im Modul 2 zur Verfügung gestellten Daten bil-
den eine wesentliche Grundlage für die Durchfüh-
rung der ökonomischen Analysen im Modul 5. 

Zur Planung von Erhaltungsmaßnahmen reichen 
die Ergebnisse der Bauwerksprüfungen nach DIN 
1076 in vielen Fällen jedoch nicht aus. In der Regel 
sind zusätzliche Untersuchungen erforderlich, die 
evtl. unter Beiziehung von Expertenwissen durch-
geführt werden. Der Einsatz zerstörungsfreier 
Prüfmethoden hat auf dieser Stufe besondere Be-
deutung. Diese Aktivitäten sind ebenso Bestandteil 
von Modul 3 "Objektbezogene Schadensanaly-
sen" wie auch die weitergehende Auswertung von 
Grund- bzw. Zustandsdaten, z.B. im Hinblick auf 
die Schwachstellenanalysen, die Ergänzung von 
Bauteil- und Schadenskatalogen sowie von Model-
len, die das zeitliche Verhalten widerspiegeln sowie 
Verfahren zur detaillierten objektbezogenen Ko-
stenermittlung. 

Im Modul 4 "Erhaltungsmaßnahmen" wird ein 
detaillierter Katalog von Maßnahmen vorgehalten, 
die zum Teil bereits in bestehenden Regelwerken 
kommentiert sind. Die Verknüpfung zwischen 

Maßnahmen und Schäden sowie geschädigten 
Bauteilen ermöglicht eine Auswahl von Maßnah-
mevarianten in jedem Einzelfall. Im Rahmen der 
Fortschreitung der zusätzlichen technischen Vor-
schriften wird bereits in einzelnen Fällen ein Bezug 
zwischen Schadens- bzw. Zustandsbewertung und 
erforderlichen Maßnahmen hergestellt. 

Der bislang nur in Ansätzen vorhandene Modul 5 
"Wirtschaftlichkeitsberechnung" stellt den ei-
gentlichen Kern des BMS dar, in dem die ermittel-
ten Daten auf Netz- und Objektebene zusammen-
geführt und analysiert werden. Im Rahmen von 
Wirtschaftslichkeitsbetrachtungen werden Erhal-
tungsmaßnahmen nach ökonomischen Kriterien 
bewertet. Lebensdauer-Kostenmodelle und Varian-
tenvergleiche sowie Berücksichtigung von Baulast-
träger- und Nutzerkosten werden beinhaltet sein. 
Darüber hinaus werden mittels Simulationsrech-
nungen die Auswirkungen von unterschiedlichen 
Erhaltungsstrategien analysiert werden können. 
Solche Analysen werden bislang nur in Einzelfällen 
durchgeführt und sind zur Zeit keine regelmäßige 
Grundlage der Erhaltungsplanung. 

Schlußendlich wird im Rahmen einer Gesamtana-
lyse die Dringlichkeitsreihung von Maßnahmen 
durchgeführt. Diese Reihung wird die Grundlage 
für die Finanzbedarfsermittlung unter Berücksichti-
gung von politischen, wirtschaftlichen und techni-
schen Randbedingungen bilden. Dieser Modul ist 
darüber hinaus die Schnittstelle zwischen den Auf- 
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tragsverwaltungen und dem Baulastträger Bund. 
Die Ergebnisse der Berechnungen werden einem 
übergeordneten System zur Verfügung gestellt, in 
dem Analysen auf Bundesebene stattfinden wer-
den 2. 

Modul 6 "Planung und Durchführung" beinhaltet 
die Aufstellung und Umsetzung der eigentlichen 
Maßnahmeplanung, die auf der Grundlage der Fi-
nanzplanung und Mittelbereitstellung erfolgt. Bein-
haltet ist die Aufstellung der Erhaltungsprogramme, 
aber auch die Bauvorbereitung, d.h. die Aufstellung 
des Bauvertrages, die Veröffentlichung und Sub-
mission sowie die Wertung der Angebote und Ver-
gabe. Ebenso beinhaltet ist die Abwicklung der 
Baumaßnahme. 

Modul 7 "Erfolgskontrolle" beinhaltet schluß-
endlich Controllinginstrumentarien. Unter anderem 
kommt hierbei einem Maßnahmeverfolgungspro-
gramm, das bereits in einigen Bundesländern in-
stalliert ist, besondere Bedeutung zu. Der Stand 
konkreter Maßnahmen kann hiermit zeitnah von 
übergeordneten Stellen nachvollzogen werden. 
Ebenso gehören zu diesem Modul Verfahren, mit 
denen netzweite Zustandsentwicklungen beobach-
tet und die Umsetzung der Programme überwacht 
werden können. Auf dieser Grundlage können 
dann Steuerungsmaßnahmen ergriffen werden. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen wurde beauf-
tragt, aufbauend auf dieser Grobkonzeption die 
einzelnen Module des BMS näher zu spezifizieren 
und in den Kontext der Erhaltungsplanung einzu-
beziehen. Dafür wurde es erforderlich, zunächst im 
Rahmen einer Vorstudie die Vorgehensweise von 
Bund und Ländern bei der Erhaltungsplanung im 
Detail zu untersuchen. 

3 Aktuelles Vorgehen von 
Bund und Ländern bei der 
Erhaltungsplanung 

3.1 Vorstudie der BASt zur Erhal-
tungsplanung in den Bundeslän-
dern 

Das Projekt zur Erarbeitung einer Konzeption eines 
umfassenden Managementsystems zur Erhaltung 

2  Hinweis: Bei der zu erarbeitenden Konzeption in Kapitel 4.1 
wird gegenüber dieser Definition unter "Dringlichkeitsreihung" 
die Erfordernis der Durchführung von Maßnahmen verstanden. 
Die Reihung von Maßnahmen erfolgt dagegen im Rahmen der 
Gesamtbewertung und der Programmerstellung (siehe Seite 35 
ff). 

von Brücken- und Ingenieurbauwerken beinhaltet 
u.a. eine Vorstudie, in der die aktuelle Praxis und 
Erfahrung bei den Ländern erhoben werden soll. 
Für diese Studie wurden von der Bundesanstalt für 
Straßenwesen Informationsgespräche mit Vertre-
tern einiger ausgewählter Bundesländer durchge-
führt. Dabei wurden Informationen zu folgenden 
Themen erhoben: 

— Ziele der aktuellen Erhaltungsstrategie der Län-
derverwaltungen. 

— Verfahren zur Erstellung, Abstimmung und 
Steuerung des Erhaltungsprogramms. 

— Verfahren zur Feststellung des Mittelbedarfs 
und der Bereitstellung der Haushaltsmittel. 

— Grundlagen der derzeitigen Planung von Erhal-
tungsmaßnahmen und dabei berücksichtigte 
Kriterien für die Dringlichkeitsreihung. 

— Maßnahmen der Qualitätssicherung und Er-
folgskontrolle. 

— Identifikation der Aufgaben eines künftigen BMS 
aus Ländersicht. 

— Anforderungen der mittleren und unteren Stra-
ßenbaubehörden an ein künftiges BMS. 

In die Informationsgespräche einbezogen wurden 
eine Reihe von Dienststellen. Dabei erfolgte eine 
Auswahl anhand der Größe (Stadtstaat, Flächen-
staat) sowie der Lage (Ost, West): 

— Landschaftsverband Rheinland, 

— Landschaftsverband Westfalen-Lippe, 

— Hessisches Landesamt für Straßen- und Ver-
kehrswesen, 

— Ministerium für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg, 

— Freie und Hansestadt Hamburg, Baubehörde 
Tiefbauamt, 

— Brandenburgisches Landesamt für Verkehr und 
Straßenbau und 

— Thüringer Landesamt für Straßenbau. 

Im folgenden sind die Ergebnisse der Informati-
onsgespräche zusammengestellt. 

3.1.1 Landschaftsverband Rheinland 

Erhaltungsplanung 

Die Durchführung von Hauptprüfungen ist beim 
Landschaftsverband Rheinland (LVR) zentral or-
ganisiert, wobei die Prüftrupps auf verschiedene 
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Standorte verteilt sind (sechs Prüftrupps an drei 
Standorten). Die einfache Prüfung und die erste 
Hauptprüfung wird vom zuständigen Amt, die lau-
fende Beobachtung von den Meistereien wahrge-
nommen. 

Die durchzuführenden Instandsetzungsmaßnah-
men werden in den Ämtern auf der Grundlage der 
Prüfbefunde abgeleitet. Die Zusammenstellung er-
gibt eine Projektliste mit Instandsetzungsmaßnah-
men; manche beinhalten Sammelausschreibungen 
(z. B. kleinere Betoninstandsetzungsarbeiten, Fu-
genverguß, Geländer). Hierbei handelt es sich 
nicht um Jahresausschreibungen, sondern um eine 
Zusammenfassung von kleineren Instandsetzungs-
arbeiten für mehrere Bauwerke. 

Die Reihung der Projektliste wird - je nach einge-
gangenen neuen Ergebnissen von Hauptprüfungen 
- ständig modifiziert. Bei schwerwiegenden, kurz-
fristig zu beseitigenden Schäden geht der Prüfbe-
fund direkt an das Amt. Von dort erfolgt dann eine 
genauere Schadensanalyse (Gutachten, Instand-
setzungsentwurf) incl. Kostenschätzung. Für die 
Haushaltsanmeldung werden die dringlichsten 
Maßnahmen herausgesucht und gemeldet. 

Die Schätzung von Instandsetzungskosten erfolgt 
in den Ämtern anhand von konkreten Instandset-
zungsentwürfen. Eine Auswertung der durch die 
Prüfer ausgefüllten Kostenleiste ist derzeit nicht 
sinnvoll, da die Kostenkurven nicht auf dem aktuel-
len Stand sind. Darüber hinaus ermöglicht die 
Auswertung der Kostenleiste grundsätzlich nur eine 
mittelfristige Finanzprognose des Instandsetzungs-
aufwandes auf Teilnetzebene; objektspezifisch ist 
eine Kostenermittlung in dieser Weise nicht sinn-
voll. 

Zur Erstellung des Jahresprogrammes melden die 
Ämter des LVR den diesbezüglichen Bedarf an die 
Zentralverwaltung. Hierzu wurden früher die Listen 
A, B, C (Stufung nach Dringlichkeit) verwendet. 
Derzeit erfolgen die Meldungen direkt in Form der 
Formulare des Bundes. Diese Vorgehensweise ist 
aus der Sicht der Zentralverwaltung nicht befriedi-
gend, da ein Controlling, d. h. eine Steuerung über 
die geplanten Maßnahmen bei dieser Art der Vor-
gehensweise nicht bzw. nur eingeschränkt möglich 
ist. 

Die Prüfung der Meldungen der Ämter wäre mit ei-
nem sehr hohen Aufwand verbunden und wird 
deshalb im Regelfall durch die Zentralverwaltung 
nicht durchgeführt. 

Auch die Aufteilung von Mitteln zwischen Straße 
und Brücke erfolgt durch die Ämter, wobei eine 
Reihung nach amtsspezifischen Kriterien (Inge-. 

nieurverstand) erfolgt. Die Ämter stellen der Zen- 

tralverwaltung Informationen über zukünftige Bau-
und Erhaltungsmaßnahmen zur Verfügung. 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

Nach Bereitstellung der Bundesmittel erfolgt die 
Zuweisung an die Ämter auf der Grundlage einer 
Haushaltsbesprechung im LVR. Dabei wird auch 
abgestimmt, welche Maßnahmen durch die jeweili-
gen Ämter bewältigt werden können, wobei eine 
sinnvolle Kombination aus umfangreichen Maß-
nahmen und Sammelausschreibungen erfolgt. 

Darüber hinaus wird mit den Ämtern eine Abstim-
mung bezüglich der Koordination Brücke/Straße 
vorgenommen (Maßnahmebündelung, Baustellen-
betrieb). In dieser Phase kann durch die im LVR 
installierten "Bauamtskommissionen" auch eine 
politische Einflußnahme erfolgen, was dazu führen 
kann, daß eine modifizierte Reihung der Projektli-
ste erfolgt. Ab Mitte des jeweiligen Haushaltsjahres 
werden mehrere Mittelausgleiche zwischen den 
Ämtern durchgeführt. 

Die Einflußnahme der Hauptverwaltung des Land-
schaftsverbands Rheinland bei der Instandset-
zungsplanung erfolgt über die Genehmigung der 
Instandsetzungspläne, wobei Entwürfe ab 1,5 Mio. 
DM in der Zentralverwaltung genehmigt und Maß-
nahmen ab 500 TDM zur Information vorgelegt 
werden müssen. Die Vorlagegrenze von 1,5 Mio. 
DM gilt auch für die Vergabe von Maßnahmen 
nach erfolgter Ausschreibung. 

Alle durchgeführten Maßnahmen werden durch die 
Ämter pro Jahr einmal an die Zentralverwaltung 
gemeldet zusammen mit einer Liste der erledigten 
Bauwerksschäden mit einer Bewertungsstufe 3. 
Diese Vorgehensweise stellt jedoch nach Auffas-
sung der Zentralverwaltung kein geeignetes Con-
trollinginstrument dar. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

- Die Daten aus den Bauwerksprüfungen (z.B. 
alle 3er Schäden) sollten in einem BMS für 
Auswertungen zur Verfügung stehen. 

- Die Zustandsnote sollte künftig automatisiert 
ermittelt werden. 

- Die Erstellung von Dringlichkeitsreihungen stellt 
aus Sicht des Landschaftsverbandes ein be-
sonders wichtiges Modul innerhalb eines BMS 
dar. Das Modul sollte nicht in Form einer "Black-
Box" Reihungen ermitteln, sondern dem An-
wender einen nachvollziehbaren Entschei-
dungsvorschlag liefern. Die Dringlichkeitsrei-
hung sollte auf Bauamts- und Zentralverwal-
tungsebene erstellt werden können. 

- Das BMS sollte im Landschaftsverband Rhein- 
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land ein Controllinginstrument für die Ämter 
darstellen. 

- Ein BMS sollte Auswertungen in graphischer 
Form ermöglichen. 

- Einige wesentliche Angaben zum Stand von 
Entwurfsbearbeitungen sollen innerhalb eines 
BMS zur Verfügung stehen (Strecke, Bauwerk, 
Art der Arbeiten, Haushaltsansatz, Abrech-
nungssumme). 

- Nach Auffassung des LVR stellt erst eine um-
fassende Schulung der Bauwerksprüfer die 
Qualität eines BMS sicher. 

- Ein BMS sollte über eine Schnittstelle zu den 
Haushaltsprogrammen verfügen, damit Projekte 
auch nach der Vergabe begleitet werden kön-
nen. 

- Ein BMS sollte für durchzuführende Instandset-
zungsarbeiten günstige Termine bzw. zeitliche 
Ablaufpläne liefern. 

3.1.2 Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Erhaltungsplanung 

Grundlage der Erhaltungsplanung sind die Ergeb-
nisse der Überwachungen und Prüfungen der 
Bauwerke nach DIN 1076. Dabei führen die Prüf-
trupps der Hauptverwaltung des Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe (LWL) die Haupt- und 
Sonderprüfungen an Brücken und Verkehrszei-
chenbrücken durch. Einfache Prüfungen und ver-
messungstechnische Kontrollen sowie die Haupt-
prüfungen an den anderen Bauwerken erfolgen 
durch die Bauämter. Laufende Beobachtungen und 
Besichtigungen werden von den Meistereien 
durchgeführt. 

Der Bauwerksprüfingenieur empfiehlt in einem An-
schreiben zum Prüfbefund die erforderlichen Maß-
nahmen. Dieses Anschreiben wird vom zuständi-
gen Brückenreferenten der Hauptverwaltung unter-
schrieben (der Prüfbefund wird vom Bau-
werksprüfingenieur eigenverantwortlich unter-
schrieben). 

Von den Ämtern werden im Zusammenwirken mit 
den Meistereien die erforderlichen Maßnahmen 
festgelegt sowie dafür Kostenschätzungen erarbei-
tet. Objektbezogene Listen mit dem Finanzbedarf 
werden jährlich an die Hauptverwaltung des LWL 
abgegeben. Innerhalb der Listen sind die Maß-
nahmen geordnet: 

Liste A: Liste der noch nicht abgeschlossenen 
Maßnahmen aus vergangenen Haushaltsjahren 

und der erforderlichen Maßnahmen, deren Beauf-
tragung im lfd. Haushaltsjahr sichergestellt ist. 

Liste B: Liste der zusätzlich erforderlichen Maß-
nahmen, deren Beauftragung im lfd. Haushaltsjahr 
z. Zt. nicht sichergestellt ist. 

Liste C: Liste aller weiterer nach dem lfd. Haus-
haltsjahr erforderlichen Maßnahmen. 

Diese Listen dienen der Ermittlung des Finanzbe-
darfs innerhalb des LWL. Die voraussichtlichen 
Kostensummen für Bauwerke in den Bundesfern-
straßen werden dem BMVBW jährlich gemäß ARS 
Nr. 35 vom 29.10.1993 als Bedarfsprognose mitge-
teilt. 

Bis einschließlich 1996 erfolgte eine Angabe des 
Bedarfs unter Berücksichtigung von Vorgaben in-
folge der Personal- und Finanzkapazität. Ab 1997 
werden sämtliche erforderlichen Maßnahmen be-
rücksichtigt, unabhängig vom vorhandenen Perso-
nal und der zur Verfügung stehenden Finanzmit-
teln. Dabei wird festgestellt, daß zwischen Bedarf 
und tatsächlichen Erhaltungsausgaben nunmehr 
eine deutliche Differenz besteht. 

Die an das BMVBW abzugebende Programmpla-
nung spiegelt nur indirekt die tatsächliche Erhal-
tungsplanung wieder. Zum einen sind nur die 
Haushaltstitel 741 13 und 741 23 beinhaltet, zum 
anderen verlangt das BMVBW zusätzlich ähnliche 
Meldungen über Erhaltungsmaßnahmen an Stra-
ßen, in denen Maßnahmen an Brücken mit ange-
geben werden müssen. Hierin kommen unter-
schiedliche Kostenansätze zum Ausdruck. 

Das tatsächliche Maßnahmeprogramm wird im Amt 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der 
Maßnahmen, dem verfügbaren Zeitrahmen (Betei-
ligung Dritter, Planung, Entwurfsbearbeitung), Fi-
nanzierbarkeit und Personalkapazität erstellt. In 
Zukunft ist eine Dringlichkeitsreihung zur Priorisie-
rung erneuerungsbedürftiger Brückenbauwerke 
vorgesehen, wobei die folgenden Kriterien berück-
sichtigt werden: 

- Ergebnis der letzten Hauptprüfung mit der hier-
bei vergebenen Zustandsnote. 

- Baulicher Zustand und deswegen erforderliche 
besondere Kontrollen. 

- Vorhandene Verkehrsbeschränkungen, wie z. 
B. Einengungen, Belastungsbegrenzungen. 

- Verkehrsbelastungen: DTV-Wert und Schwer-
verkehrsanteil. 

- Gegebenenfalls Lage im Zuge einer BAB-
Umleitungsstrecke oder besonderer Anlieger-
verkehr. 
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Zur Zeit erfolgt die Dringlichkeitsreihung (Priori-
sierung) der erforderlichen Maßnahmen in den ein-
zelnen Ämtern nach ingenieur- und verwaltungs-
mäßigen Gesichtspunkten, ohne einen für alle 
Ämter gleichermaßen verbindlichen Kriterienkata-
log. Dies betrifft auch Maßnahmebündelungen und 
den Baustellenbetrieb. 

Im Rahmen einer Erhaltungsstrategie werden der-
zeit die folgenden Zielvorstellungen berücksichtigt, 
die auch in Zukunft beibehalten werden sollen: 

- Gewährleistung der Stand- und Verkehrssicher-
heit. 

- Größtmögliche Leichtigkeit des Verkehrs (auch 
bei Baustellen). 

- Möglichst lange Nutzungsdauer der Brücken als 
Bestandteile des Straßennetzes. 

- Minimum an Erhaltungsaufwand (wirtschaftli-
cher Einsatz der Finanzmittel, zielführende Ge-
staltung: leichte Zugänglichkeit, leichte Aus-
tauschbarkeit einzelner Bauteile). 

- Umweltverträgliche und gesundheitlich unbe-
denkliche Baustoffe und Bauverfahren. 

Dazu werden die folgenden Randbedingungen und 
Informationen berücksichtigt: 

- Jederzeitige Kenntnis über den Zustand der 
Brücken, ihrer Vorgeschichte und Beanspru-
chung (alle Instanzen verfügen über den kom-
pletten Satz der Bauwerksbücher ihres Berei-
ches). 

- Richtige Einschätzung der Tragfähigkeit. 

- Zusammenarbeit zwischen Brückenplanung und 
Brückenerhaltung, "Instandsetzungsfreundlich-
keit" der Brücken (RBA-Brü 97). 

- Nutzbare Bauverfahren und Baustoffe. 

- Verkehrlicher Nutzen der Brücke in dem einzel-
nen Straßenzug, Bedeutung der Straße im Ge-
samtstraßennetz. 

- Zeitliche, personelle und finanzielle Rahmen-
bedingungen. 

- Aus- und Weiterbildung der Beteiligten. 

- Erhaltungsprogramm mit Dringlichkeiten (Soll-
Ist-Vergleich). 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

In den Ämtern findet das operative Geschäft der 
Bauwerkserhaltung statt. Dabei führen die Ämter in 
Verbindung mit den Meistereien die Vertragsab-
wicklung und Bauüberwachung durch. Neben der 
Bedarfsermittlung erfolgt hier auch die Ausga- 

benüberwachung und die Erstellung laufender 
Übersichten, die an die Hauptverwaltung des LWL 
abgegeben werden. Die Ämter entscheiden bei 
Maßnahmen < 0,5 Mio. DM selbständig. Nur bei 
größeren Ausgabesummen erfolgt die Geldmittel-
freigabe durch die Hauptverwaltung. 

Um im Rahmen des Erhaltungsmanagements die 
notwendige Bilanzierung vornehmen zu können, 
besteht in den Ämtern ein Maßnahmenerfassungs-
programm, das die Erfassung, Auswertung und 
Überwachung der erforderlichen Erhaltungsmaß-
nahmen an Bauwerken ermöglicht. Nach Eingang 
des Prüfbefundes erfolgt hierin die Angabe von 
erforderlichen Maßnahmen und Schätzkosten so-
wie die Einstufung in die o. g. Listen A, B und C. 
Die Daten der einzelnen Maßnahmen werden lau-
fend vervollständigt bzw. aktualisiert und erst mit 
der Zahlung der Schlußrechnung aus der Datei 
gelöscht. Mit Hilfe des Programms erfolgen die o.g. 
Jahresmeldungen und ein Jahresabschluß, der 
ebenfalls an die Hauptverwaltung geleitet wird. 
Dieses Verfahren läuft wegen der beim LWL lau-
fenden DV-Umstellung aus; hier besteht Entwick-
lungsbedarf (inzwischen wurde ein Arbeitskreis 
gebildet, der ein neues DV-Programm zur Bau-
werkserhaltung erarbeitet). 

Die Hauptverwaltung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe führt darüber hinaus in besonde-
ren bzw. kritischen Fällen Controllingmaßnahmen 
durch. Dabei bestehen zwei Möglichkeiten der Ein-
flußnahme: 

- Über die Brückenprüftrupps erhält die Haupt-
verwaltung Informationen über den Zustand der 
Bauwerke. Die Prüfer können den Erfordernis-
sen im einzelnen nachgehen. Bei besonderen 
Bauwerksschäden wird die Instandsetzung 
durch den Bauwerksprüfingenieur vor Ort beob-
achtet und nachgehalten. 

- Bei der einfachen Prüfung muß eine Meldung 
erfolgen, welche Maßnahme seit der letzten 
Hauptprüfung bereits erledigt wurde. 

Ein Controlling des Landes Nordrhein-Westfalen 
erfolgt nur in Ausnahmefällen. Finanzmittel werden 
vom Landesministerium auf die beiden Land-
schaftsverbände über einen Schlüssel aufgeteilt, 
der u. a. die Streckenlänge und die Anzahl der 
Fahrstreifen berücksichtigt. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

- Entwicklung eines Maßnahmeverwaltungspro-
grammes. Wichtig ist hierbei, daß weniger Sta-
tistiken für übergeordnete Stellen erzeugt wer-
den, sondern daß die zu erfassenden Daten di-
rekt von den Ämtern verwertet werden können. 
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- Schulung und Fortbildung der Mitarbeiter, ge-
genseitige Information der am Bau Beteiligten, 
Öffentlichkeitsarbeit. 

- Standardleistungskataloge und ZtV'en sind in 
Übereinstimmung zu bringen. 

- Erhaltungsmanagement für Straße und Brücke 
zusammenfassen. 

- Einführung eines DV-gestützten Verfahrens der 
Dringlichkeitsreihung. Dabei Verwendung offe-
ner, einfacher Systeme; keine "Black-Box". 

- Eher Verwaltungsabläufe verbessern als Teil-
module eines BMS vernetzen. 

- Eher Einzellösungen anstreben als kombinierte 
Verfahren entwickeln. 

3.1.3 Hessen 

Erhaltungsplanung 

In Hessen sind die Brückenprüftrupps den 
12 Ämtern zugeordnet (in der Regel 1 Prüftrupp 
pro Amt). Die Ämter sind grundsätzlich zuständig 
für Kreis-, Landes- und Bundesstraßen. Auf die 
Ämter Frankfurt und Kassel (jeweils 3 Prüftrupps) 
sind darüber hinaus die Bundesautobahnen und 
Großbrücken mit einer lichten Weite größer 100 m 
sowie Stahl- und Stahlverbundbrücken aufgeteilt. 
Die Vergabe von Bauwerksprüfungen an Dritte er-
folgt lediglich bei großen Stahl- und zum Teil auch 
bei großen Betonbrücken. 

Die Prüfdaten werden per Diskette durch die Ämter 
an das Landesamt zu Controllingzwecken und lan-
desweiten Auswertungen (z.B. für Abfragen des 
BMVBW) weitergegeben. Die vollständige Vernet-
zung aller Dienststellen wird noch in 1998 abge-
schlossen. Damit ist künftig ein Austausch von 
Daten auf Diskette nicht mehr erforderlich. 

Im Rahmen der an den Bund abgegebenen jährli-
chen Programmplanung werden grundsätzlich alle 
erforderlichen Maßnahmen gemeldet. Für den 
Brückenbau erfolgt dazu eine Dringlichkeitsreihung 
in den Ämtern anhand der Zustandsnoten der 
Bauwerke. Hier wird ein 11-Jahres-Programm auf-
gestellt. Der Bedarf wird drei bzw. vier Stufen (la, 
lb, II, III) zugeordnet. Stufe I bildet die Planung für 
das nächste Jahr, Stufe II die Planung für die Jahre 
2 - 5 und Stufe III die Planung bis zum 11. Jahr. 

Der Dringlichkeitsstufe I sind alle Bauwerke mit den 
Zustandsnoten 3,0 bis 4,0 zuzuordnen. In Stufe II 
werden alle Bauwerke mit den Zustandsnoten 2,0 
bis 2,9 erfaßt. In Stufe III sind alle Bauwerke einge-
teilt, die mit Zustandsnoten besser als 2,0 bewertet 
sind. 

Die für die Erhaltung zur Verfügung stehenden Fi-
nanzmittel machten eine Unterteilung der Dring-
lichkeitsstufe I in die Bereiche la und Ib erforder-
lich. Die unter la einzutragenden Maßnahmen 
sollten sämtlich hinsichtlich Bau- und Gebrauchs-
zustand sowie Gebrauchsdauer und Verkehrssi-
cherheitsfragen als vordringlich in den nächsten 
Haushalt eingestellt werden und im Folgejahr zur 
Ausführung kommen. Die unter Ib aufgeführten 
Maßnahmen sollten - wenn möglich - ebenfalls im 
kommenden Haushaltsjahr abgearbeitet werden. 

Die Kosten für die Erhaltungsmaßnahmen werden 
für die einzelnen Dringlichkeitsstufen, bezogen auf 
das gesamte Bauwerk, pauschal abgeschätzt. 

Die Aufstellung des Bau/Erhaltungsprogramms er-
folgt in Hessen über die Strecke, wobei alle Maß-
nahmen (Straße plus Brücke) nach einem für das 
Land Hessen festgelegten Verfahren bewertet 
werden. Die Brücken gehen in dieses Bewertungs-
verfahren als Einzelobjekte ein. Neubauprojekte 
und größere Erhaltungsmaßnahmen werden einer 
gemeinsamen Bewertung unterzogen. Einbezogen 
werden Erhaltungsmaßnahmen mit einer Auftrags-
summe > 100.000 DM. Sofortmaßnahmen zur Auf-
rechterhaltung der Verkehrssicherheit werden von 
der Bewertung ausgeschlossen. Als Ergebnis er-
folgt nicht eine Bewertung der Maßnahmebedürf-
tigkeit, sondern es wird die Wichtigkeit einer Maß-
nahme gegenüber einer anderen herausgestellt. 

Eine Reihe unterschiedlicher Kriterien werden mit 
Hilfe einer Skala von 1 bis 5 bewertet. Diese Anga-
ben werden mit Hilfe eines umfangreichen Bewer-
tungsschlüssels verknüpft. Als Ergebnis wird eine 
Prioritätszahl ermittelt. Folgende Kriterien sind be-
rücksichtigt: 

- Verkehrssicherheit (Bauwerke, Fahrbahnbefe-
stigung, Unfallanalyse, Gefährdung des nicht-
motorisierten Verkehrs, geometrische Eigen-
schaften), 

- Verkehrsbedeutung (Netzfunktion, Infrastruktur, 
ÖPNV-Träger), 

- Umfeldbeeinflussung (Lärmimission, Abgasi-
mission, Wasserschutzgebiete), 

- Wirtschaftlichkeit (Nutzerkosten, Betreiberico-
sten, Programmplanung / rechtliche und techni-
sche Abhängigkeiten). 

Zu jedem dieser Kriterien bestehen noch eine Rei-
he von Unterzielen. 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

Nach Klärung des Haushaltsansatzes wird in einer 
Gesprächsrunde festgelegt, welche Maßnahmen 
im jeweiligen Haushaltsjahr durchgeführt bzw. be- 
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gonnen werden können. Bei kleineren Maßnahmen 
(< 100.000 DM) entscheiden die Ämter über die 
Reihenfolge. Sie werden haushaltsmäßig als Pau-
schalansätze geführt. Größere Maßnahmen wer-
den entsprechend ihrer Dringlichkeit in den Haus-
halt eingestellt. 

Die Ämter werden durch das Landesamt im Sinne 
des "Contract-Managements" mit der Durchführung 
der Erhaltungsmaßnahmen beauftragt, wobei 
durch Anwendung geeigneter DV-Systeme 
(PROCON) ein ständiges Controlling durch das 
Landesamt ermöglicht wird (Projektverfolgungs-
system, Projektinformationen, Bauprogramm/ 
Finanzsteuerung, Leistungsbericht). Dieses Sy-
stem umfaßt den Gesamtbereich des Straßeribaus. 
Ein Abgleich Soll-Ist und ein steuerndes Eingreifen 
des Landesamtes ist somit ständig und auf der 
Grundlage von aktuellen Daten (nach Vernetzung) 
möglich. 

Allgemein betrachtet nehmen die Ämter die opera-
tiven Aufgaben, das Landesamt hingegen die 
strategischen Aufgaben wahr. 

In Hessen wird den Ämtern empfohlen, vor Aus-
schreibung von Erhaltungsmaßnahmen Art und 
Umfang von Schäden durch Anwendung von Ver-
fahren der ZfP zu präzisieren. Dazu liegt eine lan-
desinterne Richtlinie vor. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

— In Hessen wird die Notwendigkeit gesehen, im 
Bereich Brückenbau eine systematische Erhal-
tung zu betreiben. 

— Dringlichkeiten bei der Brückenerhaltungspla-
nung werden immer im Zusammenhang mit der 
Straßenerhaltung betrachtet. Eine getrennte 
Betrachtungsweise ist hier nicht ausreichend. 
Deshalb sollte ein aufzubauendes BMS als Teil 
von oder in Kombination mit einem PMS ent-
wickelt werden. 

— Zustandsentwicklungen, 	Verhaltensmodelle, 
Schadensentwicklungen, Prognose sowohl zur 
Steuerung im Rahmen einer Dringlichkeitsrei-
hung im Land als auch zur Untersetzung von 
Bedarfsmeldungen. 

— Meldungen der Länder an den Bund sollen ko-
ordiniert erfolgen. 

— Dringlichkeitsreihung nach vielfältigen Kriterien. 

— Objektbezogene Schadensanalyse, Anwendung 
ZfP. 

3.1.4 Baden-Württemberg 

Erhaltungsplanung 

Die Erhaltungsplanung und Umsetzung der Pro-
gramme wird in Baden-Württemberg durch insge-
samt 5 Dienststellen durchgeführt. Dabei sind 4 
Regierungspräsidien verantwortlich für Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen sowie ein Landesamt für 
Bundesautobahnen. Innerhalb dieser Dienststellen 
sind insgesamt 8 Prüftrupps zur Durchführung der 
Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 installiert. Die 
Haushaltsmittel werden diesen Dienststellen vom 
Ministerium nach einem festen Schlüssel zugeteilt, 
wobei Verschiebungen für besondere Proble-
me/Maßnahmen möglich sind. 

Die durchzuführenden Instandsetzungsmaßnah-
men werden in den Regierungspräsidien bzw. im 
Landesamt auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Bauwerksprüfungen durch erfahrene Ingenieure 
festgelegt, wobei kleinere Maßnahmen durch die 
Straßenbauämter bzw. Autobahnbetriebsämter, 
größere Maßnahmen durch die Regierungspräsidi-
en bzw. das Landesamt betreut werden. Zusam-
men mit der Planung von Instandsetzungsmaß-
nahmen wird hier auch eine Kostenschätzung 
durchgeführt. 

Die Reihung der durchzuführenden Erhaltungs-
maßnahmen erfolgt derzeit über die bei den Prü-
fungen ermittelten Befunde und insbesondere der 
Zustandsnoten in den Regierungspräsidien bzw. im 
Landesamt sowie Erfahrungen und Ingenieurver-
stand zur Berücksichtigung besonderer Gegeben-
heiten (z.B. Maßnahmenbündelung, Baustellenbe-
trieb). Diese Reihung stellt aus der Sicht von Ba-
den-Württemberg kein Problem dar. 

Als hilfreich hat sich dabei erwiesen, daß die Prüf-
trupps gebietsweise (nach Bauämtern) vorgehen. 
Es wird als sinnvoll erachtet, künftig bei der Dring-
lichkeitsreihung zusätzliche Kriterien wie Al-
tersstruktur, Verkehr, verkehrliche Bedeutung usw. 
zu berücksichtigen. 

Die Meldungen des Erhaltungsbedarfs von Baden-
Württemberg an den Bund orientieren sich nicht 
nur am Bedarf zur Beseitigung aller Schäden, son-
dern auch an den Maßnahmen, die durch die Re-
gierungspräsidien bzw. das Landesamt umgesetzt 
werden können. Hier wird die Notwendigkeit gese-
hen, genaue Definitionen einzuführen. 

Die Bedarfsmeldungen werden in Baden-
Württemberg durch das Ministerium zusammenge-
faßt und plausibilitätsgeprüft an den Bund weiter-
gegeben. Mittelfristig wird ein Ausgleich der einge-
gangenen Mittel unter den Regierungspräsidien 
bzw. dem Landesamt angestrebt. Der Schlüssel für 
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die Verteilung der Mittel ist fest. Der Ausgleich 
Neubau- gegenüber Erhaltungsmaßnahmen erfolgt 
in den Regierungspräsidien bzw. im Landesamt. 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

Das Controlling bezüglich der durchgeführten Er-
haltungsmaßnahmen erfolgt durch das Ministerium 
über die bei den einzelnen Verwaltungseinheiten 
ausgegebenen Haushaltsmittel. Die Maßnahmen 
selbst werden durch die einzelnen Bauämter bzw. 
durch das Landesamt betreut und durch die Regie-
rugspräsidien bzw. das Landesamt kontrolliert. 

Kleinere Maßnahmen (<5 Mio. DM) werden den 
Bauämtern von den Regierungspräsidien bzw. dem 
Landesamt direkt zur Ausschreibung zugeleitet. 
Große Maßnahmen (>5 Mio. DM) werden zunächst 
dem Ministerium zur Abstimmung zugeleitet. 

Die Brückenerhaltung ist gegenüber der Stra-
ßenerhaltung benachteiligt wegen komplexerer er-
forderlicher Maßnahmen, deren Planung einen 
größeren Zeitbedarf erfordert. Kurzfristig einzuset-
zende Haushaltsmittel für Erhaltungsmaßnahmen 
können im Straßenbau mit weniger Aufwand um-
gesetzt werden. 

Ausschreibungen erfolgen oft gesammelt. Dabei 
werden gleiche Werke an mehreren Bauwerken in 
einer Ausschreibung berücksichtigt. Es erfolgen je-
doch keine pauschalen Jahresausschreibungen. 

Bei der Realisierung der Erhaltung ergeben sich 
aus Sicht von Baden-Württemberg zum Teil Verzö-
gerungen, wenn Sichtvermerke des Bundes erfor-
derlich sind. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

— Unterstützung bei der Ermittlung des Erhal-
tungsbedarfs. 

— Durchrechnung von Szenarien, zur Begründung 
des Mittelbedarfs nach außen. 

— Bessere / präzisere, haushaltsmäßige Zuord-
nung der Erhaltung zur korrekten Erfassung der 
Ist-Ausgaben. 

— Automatisierte Auswertung von Prüfbefunden 
mit dem Ziel, Maßnahmen zu gruppieren 
(Sammelausschreibung) incl. der Erstellung von 
Leistungsverzeichnissen (Stak, ZTVen). 

Ein 	Projektverfolgungssystem/Maßnahmeverfol- 
gungssystem (DV-System) incl. der Ableitung von 
Maßnahmen aus Schäden wird als zu aufwendig 
angesehen. Kontrollaufgaben des Controllings 
sollten über die Ergebnisse von Haupt- und Zwi-
schenprüfungen sowie die ausgegebenen Haus-
haltsmittel erfolgen. 

Im Rahmen der Erhaltungsplanung sind aus Sicht 
des Landes weniger Defizite in bezug auf das Ma-
nagement als der Zugriff von politischer Ebene auf 
die Erhaltungsmittel sowie die derzeit nicht vorhan-
dene Einschränkung der Deckungsfähigkeit der 
Haupterhaltungstitel 741 13 und 741 23 problema-
tisch. 

In Baden-Württemberg wurde für die Landesstra-
ßen versucht, durch eine flächendeckende Zu-
standserfassung und -bewertung ausreichend Er-
haltungsmittel im Haushalt zu verankern. Dies ist 
jedoch nicht gelungen, da der ermittelte Erhal-
tungsbedarf um ein Vielfaches über den möglichen 
Mittelzuweisungen lag. 

3.1.5 Hamburg 

Erhaltungsplanung 

Zuständig für Grundlagen der Planung und Tech-
nik, für das Verdingungs- und Vertragswesen so-
wie die Globalsteuerung der Bezirke ist beim Tief-
bauamt Hamburg insbesondere die Unterabteilung 
TM 1 der Abteilung TM "Landesbauverwaltung". 
Hier werden auch die Aufgaben der Bauwerksprü-
fung und der Erhaltungsplanung wahrgenommen. 

Der erste Schritt zur Programmbildung erfolgt in 
Hamburg über die Auswertung der Bauwerksprü-
fungen. Bereits ab 1975 werden in Hamburg hier-
bei "Schadenszahlen" durch die Prüfer vergeben, 
die ab 1994 durch die Zustandsnoten nach RI-
EBW-PRÜF ergänzt werden. Ebenso wie das Ver-
fahren nach RI-EBVV-PRÜF handelt es sich bei 
dem Hamburger Verfahren um eine Bewertung des 
Gesamtbauwerks mit diskreten Zahlen, die sich 
aber aus einer getrennten Bewertung von Einzel-
bauteilen ergibt. 

In der Abteilung TM sind für die Durchführung der 
Bjuwerksprüfungen nach DIN 1076 und dabei so-
wohl der Landes-/Stadtbauwerke als auch der 
Bauwerke im Zuge von Bundesstraßen zwei Prüf-
trupps eingerichtet. Aus Kapazitätsgründen werden 
ca. 50 % der Prüfungen an Dritte vergeben. Die 
Besichtigung und laufende Beobachtung wird 
durch ebenfalls beim Tiefbauamt angeordnete 
Techniker durchgeführt. 

Nach Durchführung der Hauptprüfung wird im 
nächsten Schritt anhand der Zustandsnote bzw. 
der Schadenszahlen eine erste Reihung der Bau-
werke veranlaßt. Diejenigen Bauwerke mit einer 
Zustandsnote 3,0 oder einem 3er Schaden wer-
den dann im Rahmen einer objektbezogenen 
Schadensanalyse näher begutachtet. Aufgrund des 
Schadensbildes wird abgeklärt, ob Erhaltungs-
maßnahmen bei diesen Bauwerken a) sofort oder 
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b) im nächsten Haushaltsjahr durchgeführt werden 
sollten, oder c) ob die erforderlichen Maßnahmen 
auf die folgenden Jahre verschoben werden kön-
nen. Auch werden für die selektierten Bauwerke 
die durchzuführenden Instandsetzungsmaßnah-
men sowie Schätzkosten ermittelt. 

Eine weitere Reihung der instandzusetzenden 
Bauwerke wird unter Beachtung von zusätzlichen 
Randbedingungen wie erforderliche Umleitungen, 
Abstimmung mit den Straßenbaumaßnahmen, 
Maßnahmenbündelung, Bedeutung des Bauwerks 
usw. aufgestellt. Anhand der gereihten Instandset-
zungsmaßnahmen wird der Bedarf für Erhaltungs-
maßnahmen nach Haushaltsjahren ermittelt und 
als Jahresprogramm an das BMVBW abgegeben. 

Kleinere Maßnahmen (< 100.000 DM), z. B. kleine-
re Betoninstandsetzungen, Behebung von Gelän-
derschäden und Schäden an Abdichtungen, wer-
den im Rahmen eines Jahresvertrages behoben 
und gehen nicht in die Reihung ein. Für jede grö-
ßere Maßnahme wird ein Instandsetzungskonzept 
schriftlich fixiert. 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

Grundsätzlich werden Landes-/Stadtstraßen und 
Bundesstraßen nach dem gleichen Verfahren ab-
gehandelt. Für Landes-/Stadtstraßen ist zusätzlich 
zwischen Grundinstandsetzung eines Bauwerkes 
(investiver Sektor) und Instandsetzung/Unter-
haltung (betrieblicher Sektor) zu unterscheiden. 
Probleme bei der Finanzierung von Maßnahmen 
können sich ergeben, weil diese beiden Haushalts-
posten nicht gegenseitig deckungsfähig sind. 

Die Abwicklung der Instandsetzungsprojekte ob-
liegt der Abteilung TI "Projekte Ingenieurbau", die 
durch die Abteilung TM "Landesbauverwaltung" 
ähnlich wie ein Ingenieurbüro mit der Durchführung 
der Maßnahmen beauftragt wird. Hier erfolgen 
dann die Aufstellungen des Instandsetzungsent-
wurfs, die Ausschreibung, die Vergabe und die Be-
treuung der Bauausführung. 

Die Steuerung der Arbeiten im Zusammenhang mit 
der Durchführung von Erhaltungsmaßnahmen er-
folgt durch die Abteilung TI und die Controllingstelle 
TC. Hier werden Zeit, Kosten und Finanzplanungen 
aufgestellt und fortgeschrieben. 

Die Abteilung TM wird erst wieder bei der Prüfung 
zur Abnahme eines Bauwerks beteiligt. Sie über-
nimmt zu diesem Zeitpunkt das neu erstellte Brük-
kenbuch. Auch die Prüfung zum Ende der Gewähr-
leistung wird durch die Abteilung TM durchgeführt. 
Nach Ende der Gewährleistung und Klärung der 
Gewährleistungsfragen geht das instandgesetzte 
Bauwerk dann wieder in den Verantwortungsbe- 

reich der Abteilung TM über. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

— Das in Hamburg praktizierte zweistufige Verfah-
ren zur Aufstellung von Dringlichkeitsreihungen 
(1. Stufe Bauwerksprüfung, 2. Stufe weitere 
Untersuchungen an Bauwerken mit Z 3,0 oder 
3er Schaden) sollte auch beim künftigen Ein-
satz eines BMS beibehalten werden können. 

— Die Erfahrungen der Ingenieure bei der In-
standsetzungsplanung sollten auch weiterhin 
einbezogen werden. 

— Ein BMS muß in Hamburg auch für die Lan-
desstraßen anwendbar sein, da diese in glei-
cher Weise wie die Bauwerke des Bundes be-
handelt werden. 

— Eine Schnittstelle zu Projektsteuerungssyste-
men sollte vorgesehen werden. 

— Ein Modul "Kostenermittlung" wird als bedeut-
sam angesehen. Dies sollte über Schnittstellen 
zu den Ausschreibungs-/Abrechnungsprogram-
men mit Daten gefüllt werden. Diese Informatio-
nen ließen sich dann sowohl für die Abschät-
zung von Instandsetzungskosten als auch für 
die Vorbereitung der Ausschreibung verwenden 
(Kostenansätze für üblicherweise verwendete 
Positionen). 

— Ein Modul zur Schadensentwicklung bzw. eine 
Analyse verschiedener Szenarien wird als sinn-
voll erachtet, obwohl die Anwendung in Ham-
burg aufgrund des sehr inhomogenen Bestan-
des schwierig sein dürfte. 

3.1.6 Brandenburg 

Erhaltungsplanung für Bauwerke des Landes 

De'm Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr ist das Autobahnamt direkt zugeord-
net. Darüber hinaus bestehen 6 Straßenbauämter 
sowie das Landesamt als obere Straßenbaubehör-
de. 

Der Bauwerksbestand des Landes Brandenburg 
umfaßt ca. 1.800 Bauwerke (Land und Bund), wo-
von ca. 1.100 Bauwerke BAB und Bundesstraßen 
zugeordnet werden können. 

Zu der in Brandenburg praktizierten Erhaltungsstra-
tegie für Brücken im Zuge von Landesstraßen ist 
anzumerken, daß für die 700 betreffenden Bau-
werke die Zustandsnoten und die statischen Nach-
rechnungen vorliegen. Hierbei hat sich gezeigt, 
daß ca. 250 Bauwerke nicht ausreichend tragfähig 
sind. 
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Auf der Grundlage der Nachrechnungen und der 
Ergebnisse der Bauwerksprüfungen wird eine 
"Bedarfsliste", die nach Dringlichkeiten gereiht ist, 
aufgestellt. Diese Reihung erfolgt anhand einer 
"Bewertungszahl", die sich aus den Kriterien Ver-
kehrbelastung, Tragfähigkeit, Zustandsnote und 
geplante Entlastungen ergibt. Zusätzlich wurden 
zur Abschätzung erforderlicher Investitionen Ko-
stenschätzungen auf Objektebene durchgeführt, 
die einen Bedarf von ca. 860 Mio. DM für die Be-
seitigung aller Schäden (alle Bauwerke Zu-
standsnote 1,0) aufzeigen. 

Im Rahmen eines Forschungsprojektes, das im 
Auftrag des Ministeriums vom Ingenieurbüro Leon-
hardt, Andrä und Partner durchgeführt wurde, sollte 
die Bestandsentwicklung aufgrund unterschiedli-
cher Mittelzuweisung für Brücken im Zuge von 
Landesstraßen untersucht werden. Als Ergebnis 
der Simulationsrechnungen zeigte sich, daß ein 
Aufwand von ca. 24 Mio. DM pro Jahr einen akzep-
tablen Haushaltsansatz darstellen würde. Derzeit 
sind im Landeshaushalt nur ca. 12 Mio. DM pro 
Jahr für die Erhaltung von Brückenbauwerken vor-
gesehen, was dazu führt, daß sich der Zustand der 
Bauwerke mittelfristig verschlechtern wird [311 Die 
Ergebnisse des Projekts wurden den politischen 
Entscheidungsträgern übergeben. 

Im Landeshaushalt von Brandenburg ist ein spe- 
zieller Haushaltstitel für die Erhaltung von Brücken 
eingerichtet worden. Dies stellt sicher, daß ein 
bestimmter Haushaltsansatz für Brücken zur Ver-
fügung steht. Dieser Titel ist mit dem entsprechen-
den Straßentitel deckungsfähig. Nach Auffassung 
des Landes Brandenburg stellt diese Vorgehens-
weise einen praktikablen Ansatz für ein Erhal-
tungsmanagement der Brücken dar. 

Erhaltungsplanung für Bauwerke im Zuge von 
Bundesfernstraßen 

Für Bundesstraßen und Bundesautobahnen ist die 
Situation deutlich anders. Für Bundesautobahnen 
werden Erhaltungsmaßnahmen derzeit nur in Ein-
zelfällen durchgeführt, da bis zum Jahre 2010 oh-
nehin fast alle Bauwerke ersetzt werden. Erhal-
tungsmaßnahmen ergeben sich hier vor allem 
durch den Aufbau eines Schwerverkehrsnetzes im 
Bereich der Bundesautobahnen. Für Bundesstra-
ßen ist derzeit Instandsetzungsbedarf gegeben, da 
die geplanten Ortsumgehungen aufgrund nicht 
ausreichender Haushaltsmittel und von Kapazitäts-
problemen des Landes nicht - wie geplant - gebaut 
werden können. 

Die Hauptprüfungen werden in Brandenburg durch 
landeseigene Prüftrupps, die dem Landesamt bzw. 
dem Autobahnamt zugeordnet sind, durchgeführt. 

Einfache Prüfungen und laufende Beobachtungen 
erfolgen durch die Ämter oder in Einzelfällen auch 
durch die Meistereien. Die Zustandsnoten werden 
bei der Durchführung der Hauptprüfung durch die 
Prüfer vergeben. Die Ergebnisse aller Bau-
werksprüfungen werden zentral beim Landesamt 
gespeichert. Die Auswertung der Prüfungen incl. 
Umsetzung in Erhaltungsmaßnahmen und Kosten-
schätzungen erfolgt in den Ämtern. Die auf diese 
Weise ermittelte "Bedarfsliste" für Bundesstraßen 
wird zentral im Landesamt vorgehalten. Für Bun-
desautobahnen entspricht die "Bedarfsliste" bis auf 
wenige Ausnahmen aufgrund des Aufbaus eines 
Schwertransportnetzes der "Neubauliste". 

Die Bedarfsmeldung an den Bund erfolgt auf der 
Grundlage von Bau- und Planungsprogrammen 
(mittelfristige Finanzplanung für 5 Jahre), wobei der 
Betrag sich an dem orientiert, was pro Jahr umge-
setzt werden kann. Bei der Aufstellung der Bau-
programme werden auch die Aspekte Ortsdurch-
fahrten, Radwege, freie Strecke berücksichtigt. 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

Die dem Land Brandenburg zugewiesenen Mittel 
werden entsprechend des Bauprogramms abgear-
beitet, wobei pro Jahr zwei Gespräche mit den 
Ämtern (April: Abarbeitung des Bauprogramms aus 
dem Vorjahr; September: Aufstellung des Baupro-
gramms für das Folgejahr, Reihenfolge der Maß-
nahmen) geführt werden. 

Das Controlling erfolgt in Form eines Soll/Ist-
Vergleiches, wobei der Spielraum für die Ämter im 
Bereich Brücke nur sehr gering ist, d.h. eine 
Umordnung der Dringlichkeitsreihung in der Regel 
nicht stattfindet. 

Die durch die Ämter erstellten Entwurfspläne, Aus-
schreibungen und Vergaben werden bei Über-
schreitung festgelegter Vorlagegrenzen durch das 
MiniSterium bzw. das Landesamt genehmigt. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

- Die in Brandenburg angewendete Systematik 
der Erhaltungsplanung für die Landesstraßen ist 
praktikabel und sollte auch vom Prinzip für ein 
bundesweites BMS übernommen werden. 

- Die in Brandenburg anhand der Zustandsnoten 
durchgeführte Ermittlung von Kosten ist für Ab-
schätzungen auf Netz- bzw. Teilnetzebene ge-
eignet. 

- Angestrebt werden sollte ein praktikables Sy-
stem, welches mit derzeit vorhandenen Daten 
kurzfristig realisiert werden kann. 

Die künftige Kopplung zwischen BMS und PMS 
wird als notwendig erachtet. 
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— In Brandenburg ist ein "Maßnahmeverfolgungs-
system" angedacht. Eine testweise Anwendung 
in Form einer Ablauf- und Terminkontrolle ist für 
zwei Ämter vorgesehen. Ein solches System 
sollte über eine Schnittstelle an ein BMS an-
bindbar sein. Weiterhin sollten die entsprechen-
den Haushaltsysteme über eine Schnittstelle 
eingebunden werden können. 

— Ein BMS sollte auch ein System zur Kontrolle 
der Abarbeitung von Schäden beinhalten. 

3.1.7 Thüringen 

Erhaltungsplanung 

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands stand in 
Thüringen zunächst die Erhaltung und Instandset-
zung des Schwerlastnetzes im Vordergrund der 
Überlegungen. Derzeit liegt die Priorität in Thürin-
gen auf dem Um- und Neubau von Ortsumgehun-
gen, wobei auch die Erschließung neuer Industrie-
standorte von Belang ist. 

Für Thüringen ist ein kompletter Prüfzyklus für die 
Bauwerke abgeschlossen, wobei zu berücksichti-
gen ist, daß Bauwerke im Zuge von Bundesauto-
bahnen in Thüringen lediglich im Umfang einer 
einfachen Prüfung geprüft werden, da der Großteil 
des BAB-Netzes mittelfristig ohnehin sechsstreifig 
ausgebaut wird (DEGES-Projekte). Insofern fallen 
im Zuge von Bundesautobahnen in Thüringen - mit 
Ausnahme einiger weniger Abschnitte - keine Er-
haltungsmaßnahmen an. 

Die Bauwerksprüfung ist in Thüringen zentral or-
ganisiert (Landesamt). Ca. 60% der Prüfungen 
werden an Ingenieurbüros vergeben. Die Ergeb-
nisse von durchgeführten Hauptprüfungen werden 
zunächst beim Landesamt gesichtet und ausgewer-
tet, wobei auch bereits Erhaltungsmaßnahmen 
vorgeschlagen werden. Im Landesamt wird auch 
eine zentrale Datei der aktuellen Schäden, bezo-
gen auf Einzelbauwerke, geführt. 

Nach Prüfung und Auswertung der Hauptprüfungen 
gelangen die Ergebnisse an die Ämter (8 Straßen-
bauämter, 1 Autobahnamt), wo die durchzuführen-
den Maßnahmen nach den Kriterien Zustandsnote, 
Verkehrssicherheit, Standsicherheit, Tragfähigkeit, 
Straßenart gereiht werden. Bei Prüfungen zur Ab-
nahme oder zum Ablauf der Gewährleistung wer-
den alle Schäden bzw. Maßnahmen an die Ämter 
weitergegeben. Bei den übrigen Hauptprüfungen 
werden lediglich wesentliche Maßnahmen an die 
Ämter gegeben. 

Die Instandsetzung kleinerer Schäden (Kappen, 
Geländer, Abdichtungen) wird durch die jeweiligen 

Amtsleiter festgelegt. Dies sind Maßnahmen, die 
vorwiegend ohne baurechtliche Klärungen durch-
geführt werden können. Bedarfsmeldungen zu die-
sen Erhaltungsmaßnahmen werden in aggregierter 
Form an den Bund gemeldet. 

Für die übrigen Erhaltungsmaßnahmen (nahezu 
ausnahmslos Ersatzneubau oder Ersatz des Über-
baus) wird eine "Objektliste" geführt, wobei die 
Reihung im Landesamt ebenfalls nach den obigen 
Kriterien erfolgt. Diese Objektliste wird sodann an 
die Ämter weitergegeben, wo eine Modifizierung 
der Reihung nach zusätzlichen Kriterien erfolgt 
(Auslastung des Amtes, Stand der Zahlungen, poli-
tische Randbedingungen, Abgleich mit "Straße", 
baurechtliche Aspekte). Hieraus resultiert dann ei-
ne neue Reihung der Erhaltungsmaßnahmen. 

Da es sich bei den durchzuführenden Maßnahmen 
der Objektliste nahezu ausnahmslos um Ersatz-
neubau handelt, erfolgt die Ermittlung des Bedarfs, 
der an den Bund gemeldet wird, über eine Selekti-
on der Bauwerke mit einer Zustandsnote 3,5 und 
einer Brückenklasse 5. 30 unter Berücksichtigung 
eines mittleren Preises von DM 5.000/m2  Brücken-
fläche. 

Aufgrund der geringen oder zum Teil nicht vorhan-
denen Personalkapazität bei den Ämtern wird die 
Erstellung von Instandsetzungsentwürfen, die 
Durchführung von Bauwerksprüfungen und die 
Bauüberwachung nahezu ausnahmslos an Inge-
nieurbüros vergeben. Hierzu stehen in Thüringen 
Planungsmittel in Höhe von ca. 100 Mio. DM pro 
Jahr zur Verfügung (Neubau + Erhaltung, Straße + 
Brücke). 

Umsetzung der Erhaltungsprogramme 

Die Entwurfserstellung wird durch die Ämter be-
treut, wobei eine Begleitung durch das Landesamt 
erfolgt. Je nach Schwierigkeitsgrad des Entwurfs 
sirid die Entwürfe durch das Landesamt zu ge-
nehmigen. Die aktuell durchzuführenden Maßnah-
men orientieren sich am Stand der jeweiligen Be-
arbeitung, wobei eine Abstimmung mit der "Straße" 
vorgenommen wird. 

Für die Projektsteuerung wird in Thüringen künftig 
ein selbst entwickeltes DV-System eingesetzt, wel-
ches an die Straßendatenbank (TT-SIB) angebun-
den ist. Dieses System wird für den Neubau und 
die Erhaltung (Brücke + Straße) eingesetzt und 
orientiert sich an den einzelnen Phasen der HOAI. 
Die Meldungen an den Bund sollen künftig eben-
falls über dieses System erstellt werden. Das Sy-
stem befindet sich derzeit in der Testphase 
(probeweise Einführung). 

Derzeit wird im Landesamt eine Liste mit aktuellen 



32 

Maßnahmen zum Zwecke der Koordinierung von 
Bauwerksprüfungen und für die Bearbeitung von 
Schwertransporten geführt. 

Schwerpunkte für die Entwicklung eines BMS 

- Für die Begleitung der Maßnahmen wird nach 
Einführung des o.g. DV-Systems kein zusätzli-
cher Bedarf gesehen (Projektinformations-
system). 

- Ein Bauwerks-Management-System sollte die 
Ergebnisse der Brückenprüfung analysieren, 
möglichst Maßnahmen vorgeben und Kosten-
schätzungen liefern. 

- Weiterhin sollte ein Bauwerks-Management-
System eine Vorentscheidung, Instandsetzung 
oder Ersatzneubau unterstützen. 

- Ein Bauwerks-Management-System sollte eine 
bidirektionale Schnittstelle zum Projekt-Infor-
mationssysstem (Maßnahmeübergabe von 
BMS nach Projektinformationssystem; Kosten-
übergabe von Projektinformationssystem nach 
Bauwerks-Management-System) incl. einer au-
tomatischen Fortschreibung von Kostenfunktio-
nen beinhalten. 

- Das BMS sollte eine Prioritätenreihung nach 
verschiedenen Kriterien, z.B. Verkehrssicher-
heit, Tragfähigkeit, Standsicherheit, Zustands-
note, Verkehrsbeanspruchung, Schwerverkehr 
beinhalten. Dabei sollte auch die Strecken- bzw. 
Netzleistung Berücksichtigung finden. 

- Eine Maßnahmebündelung als Vorbereitung 
von Sammelausschreibungen sollte vorgesehen 
werden. 

- Eine Kopplung mit Baustellen-, Umleitungs- und 
Sperrungs-Management-Systemen sollte er-
möglicht werden. 

- Schadensentwicklungsmodelle zur Aufstellung 
von Szenarien haben für Thüringen derzeit kei-
ne hohe Priorität. 

3.1.8 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Aufgrund der seit Jahrzehnten vorhandenen 
Kenntnisse und Erfahrungen sind die Straßenbau-
verwaltungen der Länder in der Lage, Handlungs-
anweisungen im Hinblick auf eine wirtschaftliche 
Erhaltung zu geben. 

Grundlage aller Erhaltungstätigkeiten sind die 
Prüfbefunde nach DIN 1076. Die Durchführung der 
Bauwerksprüfungen ist dabei den Mittelbehörden 
oder den Straßenbauämtern zugeordnet. Insbe-
sondere in den neuen Bundesländern, aber auch 

vereinzelt in den alten Bundesländern werden ex-
terne Sachverständige zur Bauwerksprüfung ein-
gesetzt. Zur Durchführung und Bedeutung der 
Bauwerksprüfungen siehe auch [32]. Die Erkennt-
nisse aus den Brückenprüfungen, aus weiteren 
objektbezogenen Schadensanalysen und verglei-
chenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur 
Feststellung der Notwendigkeit und des Umfangs 
von Erhaltungsmaßnahmen führen zur Erarbeitung 
der Erhaltungskonzepte in den Ämtern. Hier erfolgt 
ebenfalls die Erstellung der Leistungsbeschreibun-
gen, die Ausschreibung und Vergabe sowie die 
Abwicklung und die Dokumentation von Projekten. 

Maßnahmen geringen Umfangs werden von den 
Meistereien in der Regel im Regiebetrieb in eigener 
Zuständigkeit durchgeführt. Für alle anderen Maß-
nahmen werden in den Ämtern jährliche Baupro-
gramme erstellt und diese mit der zuständigen 
übergeordneten Verwaltung abgestimmt. Dringlich-
keitsreihungen erfolgen auf der Grundlage der vor-
handenen Schadensschwere, der baubetrieblichen 
und verkehrlichen Gegebenheiten sowie der zu 
Verfügung stehenden Finanzmittel. 

Ebenso erfolgen in den Ämtern Kostenschätzun-
gen (in der Regel auf Grundlage der Instandset-
zungsentwürfe aber auch pauschaler Schätzun-
gen). Aus diesen Kostenschätzungen resultieren in 
der Regel die Bedarfsmeldungen für das BMVBW. 
Die Aufstellung der Bedarfsmeldungen erfolgt je-
doch nicht nach einheitlichen Kriterien. Einzelne 
Länder melden den Bedarf, der unter Berücksichti-
gung von finanziellen und personellen Randbedin-
gungen auch umgesetzt werden kann. Andere 
Länder hingegen melden den Bedarf, der für die 
Durchführung sämtlicher notwendiger Maßnahmen 
erforderlich ist. 

Die Mittelzuweisung an die Ämter erfolgt in der Re-
gel auf der Grundlage von Haushaltsbesprechun-
gen,'in denen die Umsetzung der gereihten Maß-
nahmen erörtert wird. Vor der endgültigen Festle-
gung der Programme erfolgen Abstimmungen im 
Hinblick auf Maßnahmebündelungen, auf den 
Baustellenbetrieb usw.. Auch finden auf dieser 
Stufe Einflußnahmen von politischer Seite statt. Bei 
allen Entscheidungen werden jedoch grundsätzlich 
Zielvorstellungen im Sinne einer Strategie berück-
sichtigt, z. B.: 

- Wiederherstellung des Zustandes hinsichtlich 
Stand- und Verkehrssicherheit. 

- Größtmögliche Leichtigkeit des Verkehrs. 

- Geringstmöglicher Kostenaufwand für eine dau-
erhafte Erhaltung. 

- Minimierung des Verwaltungsaufwandes. 
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- Möglichst lange Nutzungsdauer. 

- Umweltverträgliche und gesundheitlich unbe-
denkliche Baustoffe und Bauverfahren. 

Für Maßnahmen oberhalb einer bestimmten Ko-
stensumme erfolgt die Geldmittelfreigabe durch die 
übergeordnete Dienststelle. Der Grenzwert dafür 
ist nicht eindeutig und liegt zwischen 0,5 und 1,5 
Mio. DM. Über kleinere Maßnahmen wird in der 
Regel informiert. 

Zu Controllingzwecken erhalten die übergeordne-
ten Dienststellen in der Regel Informationen über 
durchgeführte Maßnahmen, laufende Übersichten 
oder Jahresabschlußmeldungen. Vereinzelt wird 
angestrebt, die Maßnahmen mittels eines Erfas-
sungsprogramms zu begleiten. Eine Vernetzung 
zwischen den Dienststellen unterstützt dabei die 
Controllingmechanismen (Soll/Ist-Vergleich, Steue-
rungsmöglichkeiten). 

Der mögliche oder wünschenswerte Aufbau eines 
BMS, welches zum Einsatz in den Ländern kom-
men sollte, wird unterschiedlich angegeben. Als 
Schwerpunkte für die Entwicklung eines zukünfti-
gen BMS werden die folgenden Bereiche genannt: 

- Unterstützung der Erhaltungsplanung durch 
Maßnahmevorschläge auf der Grundlage der 
Prüfberichte in Verbindung mit Kostenschät-
zungen auf Objektebene. Auch Abwägung der 
Kosten bei unterschiedlichen Strategien z. B. 
Erhaltung - Ersatz. 

- Automatisierte Erstellung von Leistungsver-
zeichnissen, Termin- und Ablaufplänen. 

- Erstellung von für die Anwender nachvollzieh-
baren Dringlichkeitsreihungen sowohl auf Bau-
amtsebene als auch auf der Ebene der überge-
ordneten Dienststelle. 

- Unterstützung bei der Ermittlung des Erhal-
tungsbedarfs nach einheitlichen Kriterien. 

- Simulation von Szenerien unter Berücksichti-
gung der Schadensentwicklung zur Begründung 
des Mitteleinsatzes nach außen. 

- Ermöglichung von Auswertungen u.a. der Bau-
werks-, Bestands-, Zustands- und Kostendaten 
bzw. deren Entwicklungen in grafischer Form. 

- Aufbau von Maßnahmeverwaltungsprogram-
men. Zu erfassende Daten müssen jedoch di-
rekt in den Ämtern Verwendung finden können. 
Diese Programme sollten jedoch auch zu Con-
trollingzwecken von übergeordneten Dienststel-
len eingesetzt werden können, z.B. zur Ablauf-
und Terminkontrolle oder zur Kontrolle der Ab-
arbeitung von Schäden. 

Als allgemeine Randbedingungen werden genannt: 

- Sicherstellung von Schnittstellen zwischen ein-
zelnen Programmen (Haushalt, Projektsteue-
rung usw.). 

- Standardleistungskataloge und ZtV'en in Über-
einstimmung bringen. 

- Sicherstellung der Kompatibilität zwischen PMS 
und BMS. 

- Anwendbarkeit für Landesstraßen ermöglichen. 

- Erfahrungen der Ingenieure in den Ämtern bei 
der Instandsetzungsplanung sollten weiterhin 
einbezogen werden. 

- Angestrebt werden sollte ein praktikables Sy-
stem, welches mit derzeit vorhandenen Daten 
kurzfristig realisiert werden kann. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Bun-
desländer als Träger der operativen Aufgaben In-
formationen und Empfehlungen zur Durchführung 
von Maßnahmen benötigen: 

- Einheitliche und objektive Kriterien und Verfah-
ren zur Schadenserfassung und Zustandsbe-
wertung, zur Dringlichkeitsreihung von Maß-
nahmen und zur Kostenprognose. 

- Empfehlungen zur Durchführung von Maßnah-
men die mit den Zielen, Strategien und Rand-
bedingungen des Bundes aber auch der finan-
ziellen Restriktionen vereinbar sind. 

- Informationen über die Maßnahmedurchführung 
und Ergebnisdarstellung (auch als Unterstüt-
zung für Meldungen an das BMVBW). 

3.2 Aufgaben des Bundes bei der Er-
haltung von Brücken- und Inge-
nieurbauwerken im Zuge von 
Bundesfernstraßen 

Die Aufteilung der Kompetenzen für das Straßen-
bauwesen und die Aufteilung der Straßenbauauf-
gaben sind in der Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland vorgegeben. Nach Artikel 90 GG ist 
der Bund Eigentümer der Bundesfernstraßen. Die 
Länder verwalten die Bundesfernstraßen eigenver-
antwortlich im Auftrag des Bundes als sogenannte 
Bundesauftragsverwaltungen. Die Bundesauftrags-
verwaltung ist eine Landesverwaltung; zwischen 
BMVBW und Landesstraßenbaubehörde besteht 
kein Über- und Unterordnungsverhältnis. Dem 
Bund stehen jedoch gewisse Einwirkungsrechte zu: 
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— Erlaß von Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, 
Weisungsbefugnis (Einflußnahme bei Planfest-
stellung und Sachverhaltsermittlung bzw. 
-beurteilung, Bundesaufsicht (Gesetzmäßigkeit 
und Zweckmäßigkeit der Ausführung) (Artikel 
85 GG). 

— Natürliche Bundeskompetenz zur zentralen 
Planung (Festlegung des Netzes durch Rah-
menplanung, Aufstellung von Bedarfsplänen 
und Investitionsprogrammen, Formulierung von 
techn. Anforderungen usw.). 

— Finanzverantwortung. Zu den vom Bund zu tra-
genden Sachausgaben gehören insbesondere 
die Kosten für den Bau, die Unterhaltung und 
Erhaltung des Straßennetzes. 

Zur Wahrnehmung dieser Einwirkungsrechte wer-
den vom BMVBW eine Reihe von Verfahren 
durchgeführt. 

Das BMVBW erhält zu Controllingzwecken jährlich 
von den Ländern durchschnittliche Zustandsnoten 
der Bauwerke nach Bauart getrennt (eingeführt mit 
ARS Nr. 26/1994 vom 20. September 1994). 
Nachteile dieses Verfahrens liegen darin, daß zum 
einen derzeit noch keine einheitliche Bewertung 
der Bauwerke durchgeführt wird (siehe hierzu Kapi-
tel 2.2.3). Zum anderen sind durchschnittliche Zu-
standsnoten für ein Managementsystem der Bau-
werkserhaltung wenig aussagekräftig, da bei aus-
schließlich aggregierter Betrachtungsweise wichti-
ge Informationen der Bauwerksprüfung verloren-
gehen. 

Mit ARS Nr. 35/1993 vom 29. Oktober 1993 wurde 
die "Programmplanung und das Bedarfsprogramm 
für die Erhaltung von Bauwerken" für den Bereich 
der Bundesfernstraßen eingeführt. Danach sind 
von den Ländern dem BMVBW zu melden: 

— Ein mittelfristiges Bedarfsprogramm für Erhal-
tung (Zeitraum 5 Jahre, Maßnahmen > 2 Mio. 
DM). 

— Eine jährliche Programmplanung für das jeweils 
folgende Haushaltsjahr (Zeitraum 1 Jahr, Maß-
nahmen > 2 Mio. DM, pauschal alle Maßnah-
men < 2 Mio. DM). 

Die Meldungen sind getrennt nach BAB und Bun-
desstraße jeweils für die Titel 74113 und 74123 
vorzunehmen. Erhaltungsmaßnahmen aus ande-
ren Haushaltstiteln werden mit den Meldungen 
nicht erfaßt. Ähnliche Meldungen über Erhaltungs-
maßnahmen an Straßen wurden mit ARS Nr. 
10/1994 vom 18. Februar 1994 im Rahmen der 
verbesserten Erhaltungsstrategie eingeführt. Hier-
bei sind für die Streckenabschnitte, in denen Erhal-
tungsmaßnahmen vorgesehen sind, auch die 

Maßnahmen für Brücken mitanzugeben. 

Diese Meldungen sind für den Bund eine wichtige 
Information über anstehende, größere Instandset-
zungsmaßnahmen und den zugehörigen Mittelbe-
darf. Ein Überblick über den Erhaltungszustand 
des Gesamtbestandes wird jedoch dabei nicht er-
reicht. 

Ersichtlich wird jedoch, inwieweit die Vorgaben aus 
der Erhaltungsprognose von den Ländern durch 
konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. Zusam-
men mit den Meldungen über den Vollzug des Pro-
gramms und den Ist-Angaben der Ausgaben wird 
somit ein, wenn auch grober Überblick über die 
Durchführung von Erhaltungsmaßnahmen erzielt. 

Bedarf besteht dahingehend, die Meldungen ge-
mäß ARS Nr. 35/1993 und ARS Nr. 10/1994 zu ei-
ner Meldung zusammenzufassen. Derzeit findet die 
erforderliche Koordination auf Landesebene nur in 
wenigen Fällen statt, und es treten teilweise erheb-
liche Abweichungen zwischen den beiden Meldun-
gen auf. 

Mit ARS Nr. 8/1995 vom 12. April 1995 wurde die 
Vorlage von Entwurfsunterlagen für Erhaltungs-
maßnahmen an Bauwerken (Instandsetzung, Ver-
stärkung, Umbau, Erneuerung) an das BMVBW ge-
regelt. Danach sind alle Entwurfsunterlagen für Er-
haltungsmaßnahmen > 2 Mio. DM dem BMVBW 
zur Aufbringung eines Gesehenvermerkes vorzu-
legen. Ab 5 Mio. DM sind diese Maßnahmen als 
Einzelmaßnahmen im Haushalt zu nennen. 

Derzeit werden Entscheidungen über Erhaltungs-
maßnahmen in der Regel sehr kurzfristig getroffen. 
Dementsprechend werden auch die Entwurfsunter-
lagen zu einem relativ späten Zeitpunkt erst kurz 
vor der Ausschreibung erstellt. Haushaltsunterla-
gen werden jedoch bereits bis Anfang des voraus-
gehenden Haushaltsjahres benötigt, damit diese 
Maßnahmen im Entwurf des Haushaltsplanes be-
rücksichtigt werden können. Spätere Vorlagen von 
Haushaltsunterlagen führen zur nachträglichen 
Einstellung in den Haushalt mit entsprechend grö-
ßerem Verwaltungsaufwand. 

In Bild 4 sind die unterschiedlichen Meldungen der 
Länder an den Bund sowie die Einwirkung über 
Möglichkeiten des Bundes in der Erhaltungspla-
nung der Länder dargestellt. 

Der Bund als Träger der strategischen Aufgaben 
benötigt Verfahren, die es ihm gestatten, Vorga-
ben, d.h. Ziele, Strategien und Randbedingungen 
in den Planungsprozess einzubringen und die dafür 
nötigen Informationen zu erlangen. Dabei werden 
Informationen benötigt über den aktuellen Zustand, 
den Nutzen investierter Mittel und die aktuelle Er- 
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Länder Bund 

Bauwerksprüfung 
DIN 1076, RI-EBW-PRÜF, BW-PRUF 

Zustandsmeldung 
.-- Bedarfsmeldung 

Maßnahmenfestlegung 
Bedarf 

Maßnahmenmeldung  
(Planung und Durchführung) 

Mittelbereitstellung 
Regelwerke 
Programmbesprechungen 

J L 

Maßnahmenprogramm /ru, , 

I fs 

Durchführung, Dokumentation 
1.\ _1 

Bild 4: Aufgabenverteilung von Bund und Ländern bei der Erhaltungsplanung 

haltungsstrategie, die in den einzelnen Bundeslän-
dern angestrebt wird. Weiterhin sind Informationen 
über Kosten erforderlich: Kosten bei bedarfsge-
rechter Erhaltung, Kosten bei alternativen Zielstra-
tegien sowie bei veränderten Randbedingungen. 
Anforderungen des Bundes an ein Management 
der Bauwerkserhaltung bestehen auf den folgen-
den Gebieten: 

Finanzbedarfsplanung und -zuweisung an die 
Länder 

— Erstellen mittel- und langfristiger Finanzbe-
darfspläne für die Erhaltung von Brücken und 
anderen Ingenieurbauwerken an Bundesfern-
straßen. 

— Analyse und Bewertung verschiedener Strate-
gien der Erhaltungsplanung (Szenarien) unter 
volkswirtschaftlichen und/oder politischen Ge-
sichtspunkten. 

— Zusammenführung und Bewertung von Erhal-
tungsmaßnahmen auf Netzebene. 

— Budgetierung von Haushaltsansätzen der Län-
der. 

— Schnittstellen zu bzw. Kopplung mit anderen 
Managementsystemen 	(Pavement-Manage- 
ment, Baustellenmanagement, Umleitungsma-
nagement u.s.w.) im Hinblick auf eine integrierte 
Finanzplanung. 

— Bereitstellung von Eingangsinformationen für 
die Aufstellung von Langfristprognosen. 

Kontrolle der Umsetzung von Erhaltungsvor-
gaben 

— Feststellen, Bewerten und Analysieren des Zu-
standes bzw. der Zustandsentwicklung auf 
Netz- oder Teilnetzebene. 

— Bilanzierung, Soll/Ist-Vergleiche. 

Sonderauswertungen 

— Erstellung von statistischen Auswertungen zu 
spezifischen Fragestellungen (z.B. über Schä-
den oder Kosten) im Hinblick auf die Fortschrei-
bung technischer Regelwerke. 

Darüber hinaus ist es für den Bund von ausschlag-
gebendem Interesse, daß in den Ländern einheitli-
che Verfahren der Dringlichkeitsreihung, Pro-
grammerstellung und Finanzbedarfsermittlung ein-
gesetzt werden. Nur mit den auf einheitlicher Basis 
und mit einheitlichen Verfahren erhobenen Infor-
mationen der Länder lassen sich Strategien, Ziele 
und Randbedingungen des Bundes formulieren 
und umsetzen. 

4 Konzeption eines umfassen-
den Managementsystems der 
Bauwerkserhaltung für das 
bundesdeutsche 	Fernstra- 
ßennetz 

4.1 Methodische Grundlagen 

Das Erhaltungsmanagement ist eine Planungs-
und Controllingaufgabe, die Entscheidungen über 
Maßnahmen bzw. Strategien, die Vorbereitung der 
Maßnahmen und deren Realisierung umfaßt. Dabei 
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sind die Zielvorstellungen des Baulastträgers, der 
Nutzer und evtl. Dritter in den Prozess einzubezie-
hen. Bei Entscheidungskonflikten ist entweder 
Konsens herbeizuführen oder es sind zumindest 
die betreffenden Kriterien transparent zu machen. 
Das Erhaltungsmanagement dient als "Vorberei-
tung rationalen, d. h. bewußten, zielgerichteten 
Handelns" [1]. 

Die Planungsaufgabe, die auf Länderebene statt-
findet, besteht in der Entwicklung und im Vergleich 
verschiedener Maßnahmealternativen, resultierend 
in einer sogenannten Variantenreihung, und in der 
Haushaltsplanung, d. h. dem Vergleich aller im 
Planungszeitraum anstehenden Projekte, resulie-
rend im Programm für den Planungszeitraum. Bie-
se Planungsaufgabe ist unter Berücksichtigung der 
o.g. Zielkriterien durchzuführen. Unter Berücksich-
tigung des Zusammenwirkens von Bund und Län-
dern ist die Planungsaufgabe als zweistufiger Pro-
zess aufzufassen. Während der Planungsprozess 
als Ergebnis einen Entwurf des Programms für den 

Planungszeitraum liefert, der jedoch noch im Con-
trollingprozeß abgestimmt werden muß, ist es 
Aufgabe des Realisierungsprozesses, die end-
gültige Programmbildung und die Ausführung si-
cherzustellen. 

Der Controllingprozess auf Bundesebene hinge-
gen besteht in der Steuerung mit dem Ziel, die 
Qualität der Entscheidungsprozesse im Hinblick 
auf das Erreichen der Ziele positiv zu beeinflussen. 
Dabei wird die Steigerung von Effizienz (Tun wir 
das Richtige?) und Effektivität (Tun wir richtig was 
wir tun?) im Rahmen der Bauwerkserhaltung an-
gestrebt. 

Die Grundelemente des Planungsprozesses sind 
Bild 5 zu entnehmen. Ausgangspunkt der Erhal-
tungsplanung ist die Schadens- bzw. Zustandser-
fassung und -bewertung auf Objektebene. Dadurch 
wird die Notwendigkeit von Eingriffen, z. B. in Form 
von Erhaltungsmaßnahmen bestimmt. Anschlie-
ßend erfolgt die Gesamtbewertung des Objektes 
auf der Grundlage der o.a. Zielkriterien. 
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Bild 5: Grundelemente des Planungsprozesses auf Objekt- und Netzebene 



37 

Der optimale Eingreifzeitpunkt wird auf der Grund-
lage von Verhaltensprognosen ermittelt. Liegen 
mehrere konkurierende Projekte vor, so wird eine 
Dringlichkeitsreihung auf Netzebene erforderlich, 
die Aufschluß über Prioritäten ergibt 3. 

Die Art der Maßnahme wird entworfen und eine 
Prognose über die damit zu erzielenden Zu-
standsänderungen abgeleitet. Handlungsalternati-
ven sind zu entwickeln und zu bewerten. Mit Hilfe 
von Kostenanalysen wird eine Variantenreihung 
durchgeführt und eine Auswahlentscheidung auf 
Objektebene herbeigeführt. Mit den resultierenden 
Konzeptentwürfen wird auf Netzebene der Entwurf 
des Programms für den Planungszeitraum erstellt 
und der Finanzbedarf festgestellt. 

Der Controllingprozess übergeordneter Verwal-
tungseinheiten basiert auf einer umfassenden In-
formationsgewinnung relevanter Daten, die aus der 
umfassenden Datenhaltung bereitgestellt werden 
müssen, sich auch aus dem vorgeschalteten Pla-
nungsprozess ergeben. 

Im einzelnen finden auf Grundlage der bereitge-
stellten Daten Soll/Ist-Vergleiche in Form von Bi-
lanzierungen, Bewertungen und Analysen der Zu-
standsmerkmale, Prognosen der Zustandsentwick-
lungen und zu erwartenden Kosten sowie stati- 

sche Auswertungen zu speziellen Fragestellungen 
statt (siehe Bild 6). 

Die Analysen und Bewertungen münden in die Be-
sprechungen der Programmentwürfe, in die Mittel-
bereitstellung, in Fortschreibungen technischer Re-
gelwerke und in direkte Eingriffe in den Planungs-
prozess. 

Die Bildung des endgültigen Programmes ist eine 
wesentliche Stufe im Realisierungsprozess. Ne-
ben den o. g. Eingangsparametern sind hier die 
Durchführbarkeit in den Ämtern, evtl. Maßnahme-
bündelungen, und ggf. andere Randbedingungen 
zu berücksichtigen. Weiterhin bestehen Schnittstel-
len zu anderen Managementsystemen (z. B. PMS, 
Baustellenmanagement). Ergebnis ist wiederum 
eine Reihung von Maßnahmen aber nun unter Be-
rücksichtigung der vorgegebenen Restriktionen. 
Die Maßnahmen sind auszuschreiben, zu verge-
ben, durchzuführen und zu dokumentieren. Bilan-
zen sind zu erstellen. Die Ergebnisse sind dem 
Planungs- und dem Controllingprozess zuzuleiten 
(siehe Bild 7). 

3  Hinweis: Gegenüber den Definitionen der Grobkonzeption im 
Kapitel 2.4.4 wird unter "Dringlichkeitsreihung" eine Reihung 
geschädigter/mangelhafter Bauwerke oder Elemente hinsicht-
lich der Erfordernis zur Durchführung von Maßnahmen ohne 
Spezifizierung der Maßnahmen verstanden. 

Bereitstellung von netzbezogenen Daten: 
Bestands-, Bauwerks-, Erhaltungs-, Verkehrs-, Unfall-, Kostendaten 

Finanzbedarf, Programmentwurf (Planungsprozess) 

'Y' 	 + 

Soll/Ist-Vergleich 
Bilanzierung 

Langzeitprognose 
Kosten 

Langzeitprognose 
Zustand 

Statistische 
Auswertungen zu 

speziellen 
Fragestellungen 

Analysen und Bewertungen 

v 
Beeinflussung des Programms 

Mittelbereitstellung 
Direkte Eingriffe 

Fortschreibung technischer Regelwerke 

Bild 6: Grundelemente des netzweiten Controllingprozesses 
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Planungs- und Realisierungsprozess liefern damit 
grundsätzlich verschiedene Ergebnisse: 

— Planungsprozess: Ermittlung des Bedarfs an 
Erhaltungsmitteln unter Berücksichtigung der 
Zielsetzungen. 

— Realisierungsprozess: Ermittlung des Maßnah-
meprogramms für ein vorgegebenes Budget auf 

Netz-, Teilnetz- und Korridorebene unter Berück-
sichtigung der Zielsetzungen. 

Für die Umsetzung einer Erhaltungsstrategie auf 
Bundesebene ist die Verknüpfung der Prozesse 
von Bedeutung, wobei die Optimierung der Erhal-
tungsplanung letztendlich in lterationszyklen er-
reicht wird (Bild 8). 

Mittelbereitstellung, 
Randbeding. für die 
Programmplanung 

(Controllingprozess) 

Programmentwurf 
(Planungsprozess) 

Durchführbarkeit, 
Maßnahmenbündelung 

usw. 

    

— —t› 
Programmbildung 

(Maßnahmenreihung, Berücksichtigung von 
Restriktionen) 

PMS, 
Baustellenmanagement 

usw. 

     

       

Planungsprozess 

      

  

Durchführung, 
Qualitätssicherung, 

Dokumentation 

  

Controllingprozess 

    

    

      

Bild 7: Grundelemente des Realisierungsprozesses auf Netzebene 

Bild 8: Verknüpfung von Planungs-, Controllings- und Realisierungsprozess 
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Ein umfassendes Managementsystem der Bau-
werkserhaltung umfaßt demnach Planungs-, Rea-
lisierung- und Controllingaktivitäten von Bund und 
Ländern. Während dem Bund die strategischen 
Aufgaben obliegen, d. h. die Entwicklung von Ziel-
vorstellungen, die Erstellung von Bedarfsprogno-
sen und weiteren Analysen als Grundlage der 
Haushaltsplanung und der Mittelbereitstellung, di-
rekte Eingriffe in den Planungsprozess usw., füh-
ren die Länder das operative Geschäft des Erhal-
tungsmanagements durch, welches auf Objekt-
oder Teilnetzebene die Maßnahmenplanung, die 
Finanzbedarfsermittlung, die Programmerstellung 
und die Durchführung der Erhaltungsmaßnahmen 
beinhaltet. 

Die Planungs- und Realisierungsaktivitäten der 
Länder sowie die Controllingaktivitäten des Bundes 
sollen mit Verfahren eines BMS unterstützt werden, 
die im folgenden näher erläutert werden. Ange-
strebt wird dabei kein für sich allein stehendes 
Computerprogramm in Form einer "Black Box", 
welches die notwendigen Informationen liefert, 
sondern die Verknüpfung mehrerer Teilsysteme, 
für die einheitliche Verfahren vorgegeben werden 
und deren Umsetzung im Rahmen von Einzelpro-
grammen erfolgen kann. 

Schwerpunkt der folgenden Darstellungen wird auf 
den Planungs- und den Realisierungsprozess ge-
legt, die auf Länderebene stattfinden. Die Konzep-
tion des Controllingprozesses auf Bundesebene 
wird federführend von der Arbeitsgruppe Erhal-
tungsstrategie im BMVBW gestaltet. 

4.2 Planungsprozess 

Der Planungsprozess von Erhaltungsmaßnahmen 
findet in den Ländern auf Objekt- und auf Netzebe-
ne statt. Dabei führt die untere Ebene (z. B. Bau-
ämter) die Bewertung der Objekte sowie die Kon-
zeption und Bewertung von Maßnahmen durch. 
Die obere Ebene (z. B. Landesämter) ist verant-
wortlich für Dringlichkeitsreihungen, Projektzu-
sammenstellungen sowie für die Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs. Für diese Aufgaben sind unterstüt-
zende Teilmodule erforderlich. 

Grundlage des Planungsprozesses ist die Datener-
fassung und -haltung von Bauwerks- und Netzda-
ten in einheitlicher Form in einer Straßeninformati-
onsbank. Dies wird in Zukunft durch die Einführung 
der ASB, Teilsystem Bauwerksdaten und Teilsy-
stem Netzdaten, in Verbindung mit SIB-Bauwerke 
und den Straßendatenbanken (z. B. TT-SIB) ge-
währleistet. 

Die Schadens- bzw. Zustandserfassung und 
-bewertung erfolgt im Verlauf der Bauwerks-
prüfungen nach DIN 1076. Im Rahmen der Fort-
schreibung der RI-EBVV-PRÜF wird ein Verfahren 
der detaillierten Zustandsbewertung nach einheitli-
chen Kriterien zur Verfügung gestellt. Dieses Ver-
fahren wurde bereits im Hinblick auf ein zukünfti-
ges BMS entwickelt [7]. Der Prüfer bewertet jeden 
einzelnen Schaden hinsichtlich seiner Auswirkun-
gen auf die Standsicherheit, Verkehrssicherheit 
und Dauerhaftigkeit des Bauwerks, unter Berück- 
sichtigung eines umfassenden Beispielkatalogs. 
Aus den einzelnen Schadensbewertungen werden 
automatisch Zustandsnoten für Bauteilgruppen und 
das Gesamtbauwerk ermittelt (siehe Kapitel 2.2.4). 
Diese Prüfdaten sind Bestandteil der zukünftigen 
Straßeninformationsbank SIB und stehen für einen 
Bewertungsprozess auf Netz- und Objektebene zur 
Verfügung. 

Eine Auswertung der Ergebnisse der Bauwerksprü-
fung ergibt, ob Sofortmaßnahmen erforderlich sind, 
die z.B. im Rahmen der baulichen oder betriebli-
chen Unterhaltung durchgeführt werden müssen. 
Diese Maßnahmen sind nicht in die folgende Dring-
lichkeitsreihung einzubeziehen. 

Im Nachgang der Bauwerksprüfung ist festzustel-
len, ob vor einer Gesamtbewertung ergänzende 
objektbezogene Schadensanalysen und daraus 
folgende erneute Zustandsbewertungen erforder-
lich sind. Regelungen für gewisse Schadensbilder 
werden derzeit ausgearbeitet (z. B. für den Korro-
sionsschutz von Stahlbauteilen im Rahmen der 
Fortschreibung der ZTV-Kor), hier besteht jedoch 
weiterer Entwicklungsbedarf. Verfahren der objekt-
bezogenen Schadensanalyse sollten in Form einer 
Richtlinie zusammengestellt werden. 

Eindeutige Entscheidungen im Hinblick auf eine 
Dringlichkeitsreihung sind alleine auf der Grundla- 
ge.  der Schadens- und Zustandsbewertung nicht 
möglich. Vielmehr ist eine Gesamtbewertung erfor-
derlich, und zwar unter Berücksichtigung der Ziel-
vorstellungen gesellschaftlicher, technischer und 
ökonomischer Art. Hierfür ist ein Bewertungsalgo-
rithmus zu formulieren, der die Kriterien Zustands-
bewertung, Verkehrssicherheit, Verkehrsbedeu-
tung, Umfeldbeeinflussung und Wirtschaftlichkeit 
usw. gewichtet und für jedes Objekt eine Prioritäts-
zahl ermittelt. 

Einzubeziehen sind Erkenntnisse aus den Model-
len der Schadens- und Zustandsentwicklung be-
züglich der Bestimmung des Eingreifzeitpunktes. 
Zur Entwicklung von Modellen der Schadens- und 
Zustandsentwicklung ist derzeit ein Ressortfor-
schungsprojekt des BMVBW in Bearbeitung. 
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Als Ergebnis der Gesamtbewertung und unter Be-
rücksichtigung des Eingreifzeitpunktes erfolgt die 
Dringlichkeitsreihung, mit der festgestellt wird, in 
welcher Reihenfolge und an welchen Bauwerken 
Erhaltungsmaßnahmen erforderlich sind. Die ziel-
führende Maßnahme ist dabei jedoch noch unbe-
stimmt. Die Gesamtbewertung liefert zwar Hinwei-
se für die Maßnahmenentwicklung, die endgültige 
Auswahl der zu realisierenden Maßnahme unter-
liegt jedoch weiteren Randbedingungen. 

Die Gesamtbewertung unter Berücksichtigung der 
in Zukunft zu erwartenden Zustandsveränderungen 
liefert wichtige Grundlagen für die im Rahmen des 
Erhaltungsmanagements zu treffenden Entschei-
dungen. Als Entscheidung wird dabei die im Hin-
blick auf ein oder mehrere Ziele getroffene Aus-
wahl unter mehreren Alternativen verstanden. Ziel-
bewußtes entscheiden setzt voraus, daß die Alter-
nativen in eine Präferenzreihung gebracht werden. 
Dabei ist zu untersuchen, inwieweit vorgegebene 
Ziele von den möglichen Alternativen erreicht wer-
den. 

In der Phase der Alternativenentwicklung werden 
die möglichen, sich gegenseitig ausschließenden 
Maßnahmen ermittelt (Erhaltungsvarianten, Ersatz, 
keine Maßnahmen). Weiterhin sind die Wirkungen, 
die aus den Maßnahmen resultieren, zu bestim-
men. Dazu zählen in erster Linie die Baulastträger-
kosten und die Nutzerkosten. Dabei ist auch eine 
zeitliche Bewertung der Investitionswirkungen zu 
berücksichtigen. Der Komplex Schäden - Maß-
nahmen - Kosten mit seinen Verknüpfungen ist zu 
definieren. 

In der Bewertungsphase werden die Maßnahme-
wirkungen mit Hilfe von Bewertungsfunktionen 
vergleichbar gemacht. Als zum Einsatz kommende 
Verfahren mit monetärer Bewertung sind die Nut-
zen-Kosten-Analysen (Verhältnis von Nutzen zu 
Kosten maximal) oder, wenn sich der Planungsnull-
fall, d. h. Nichtrealisierung der Maßnahme nicht 
definieren läßt, die reine Kostenanalyse (Gesamt-
kosten minimal) aufzuführen. Verfahren mit nicht-
monetärer Bewertung sind die Nutzwertanalyse 
und die Kosten-Wirksamkeitsanalyse. Ein zielfüh-
rendes Verfahren für den Bewertungsschritt ist zu 
entwickeln. Ergebnis ist eine Variantenreihung der 
Maßnahmen. 

Als Ergebnis des Planungsprozesses erfolgt auf 
Grundlage der Dringlichkeitsreihung und der Vari-
antenreihung der Entwurf des Erhaltungspro-
gramms und die Finanzbedarfsermittlung auf 
Netzebene für festzulegende Zeiträume. 

Zusammenfassend sind folgende Teilmodule zu 
entwickeln: 

- Gesamtbewertung und Dringlichkeitsreihung 

- Maßnahmebewertung und Maßnahmeauswahl 

- Erstellung des Programmentwurfs 

- Finanzbedarfsermittlung 

Die Basis dafür bilden die folgenden Verfahren: 

- Schadens- und Zustandsentwicklung (Ressort-
projekt des BMVBW in Bearbeitung) 

- objektbezogene Kostenermittlung (BASt-Projekt 
geplant) 

- Verknüpfung von Schäden mit Erhaltungsmaß-
nahmen und Kosten 

4.3 Realisierungsprozess 

Wie der Planungsprozess findet auch der Realisie-
rungsprozess auf Länderebene statt. Während ein 
wesentliches Ergebnis des Planungsprozesses die 
Ermittlung des Bedarfs unter Berücksichtigung von 
Zielsetzungen darstellt, wird im Realisierungspro-
zess das Erhaltungsprogramm für ein vorgegebe-
nes Budget und andere Randbedingungen erstellt. 
Die Ermittlung des Erhaltungsprogramms umfaßt 
die Bewertung, Reihung und Auswahl der zur Er-
haltung vorgesehenen Bauwerke eines Planungs-
gebietes. 

Die Programmplanung unter Berücksichtigung von 
Finanzrestriktionen umfaßt einen Vergleich der 
verschiedenen zur Realisierung vorgesehenen 
Projekte aufgrund einer Bewertung der Projektwir-
kungen (siehe hierzu auch Kapitel 5.1). Als Ergeb-
nis wird eine Projektreihung bereitgestellt, in die 
gegenüber der Projektzusammenstellung des Pla-
nungsprozesses auch gewisse Randbedingungen, 
wie z. B. die Durchführbarkeit von Projekten in den 
einzelnen Ämtern, eventuell mögliche Maßnahme-
bündelungen und Anforderungen aus anderen Ma-
nagementsystemen, wie z. B. dem PMS und dem 
Baustellenmanagement einfließen. Ein diesbezüg-
liches Verfahren ist zu entwickeln. 

Empfohlen wird die Entwicklung eines Systems zur 
automatisierten Erstellung von Leistungsverzeich-
nissen, Termin- und Ablaufplänen, sowie die Ent-
wicklung eines Maßnahmeverwaltungsprogramm-
systems, mit dem die einzelnen Projekte von der 
Ausschreibung bis zum Projektende begleitet wer-
den können. Hiermit können auch Jahresbilanzen 
zur Abgabe an das BMVBW erstellt werden. Diese 
Teilsysteme sind für ein funktionierendes Mana-
gementsystem der Erhaltungsplanung nicht unbe-
dingt erforderlich, vervollständigen jedoch die Un-
terstützung der Länderverwaltungen auf diesem 
Gebiet. 
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Zusammenfassend sind die folgenden Teilmodule 
zu entwickeln: 

— Programmerstellung unter Berücksichtigung von 
Restriktionen 

— Projektvorbereitung 

— Maßnahmeverwaltung 

— Dokumentation und Bilanzierung, Erstellung von 
Statistiken 

Grundlage dafür sind die Prozeduren des Pla-
nungsprozesses, die Steuerungsparameter des 
Controllingprozesses und die Informationen aus 
anderen Managementsystemen. 

Ergebnis dieser Verfahren ist eine Folge ablauffä-
higer Algorithmen für ein BMS, d. h. ein Verfahren, 
welches alle Informationen der Teilmodule zusam-
menfaßt und die Ermittlung der erforderlichen Aus-
wertungen, Reihungen usw. liefert. 

4.4 Controllingprozess 

Für eine effektive Steuerung und Kontrolle auf 
Bundesebene zur Erreichung der Erhaltungsziele 
ist ein Controllingprozess erforderlich, der die Teil-
gebiete "Steuerung", "Überwachung" und "Erfolgs-
kontrolle" beinhaltet. Informationen hierzu soll unter 
anderem das Bundesinformationssystem Straße 
(BISStra) liefern. 

Grundlagen für den Controllingprozess bilden zum 
einen Meldungen der Länder zum Finanzbedarf, 
zum Erhaltungsprogramm und zur Programmreali-
sierung. Darüber hinaus ist für Analysen eine Teil-
menge der Bauwerksdaten vorzuhalten. Als 
Grundlage für Bedarfsprognosen sind zudem Er-
kenntnisse aus den Teilmodulen "Kostenermittlung" 
und "Zustandsentwicklungen" erforderlich. Diese 
werden jedoch einen geringeren Detaillierungsgrad 
aufweisen, als diejenigen Verfahren, die in den 
Länderverwaltungen eingesetzt werden. 

Im Rahmen des Controllings werden Prognosen 
erstellt, analysiert und aktualisiert, Steuerungsgrö-
ßen ermittelt (Vorgaben, Randbedingungen), Ent-
würfe zu Erhaltungsprogrammen analysiert und 
bewertet (ex ante - Bilanz) sowie Jahresbilanzen 
analysiert (ex post - Bilanz). Die entsprechenden 
Verfahren werden im Rahmen der Aktivitäten der 
BMVBW-Arbeitsgruppe Erhaltungsstrategie und 
des B/L-Hauptausschusses "Bedarfsplanung, Er- 
haltungsbedarfsprognose 	Bundesfernstraßen" 
entwickelt. 

An die Langfristprognosen wurden von der Arbeits-
gruppe Erhaltungsstrategie eine Reihe von Anfor- 

derungen formuliert: 

Ziele der Straßenerhaltung sollen in Szenarien 
umgesetzt werden, für die der jeweilige Finanz-
bedarf abgeschätzt wird. 

— Diese Szenarien sollen nicht nur für das Ge-
samtnetz, sondern auch für einzelne Länder, 
Streckenzüge usw. analysiert werden können. 

— Das Prognoseinstrumentarium soll veränderte 
Randbedingungen und geänderte Einzelziele 
verarbeiten können. 

— Ergebnisse des Analyseprozesses müssen als 
Randbedingungen innerhalb anderer Manage-
mentsysteme (z. B. PMS) umsetzbar sein und 
umgekehrt. 

Solange die Managementsysteme in den Län-
derverwaltungen noch nicht installiert sind, soll 
die Prognose die Vorgaben zur Programmstruk-
tur der Erhaltungsinvestitionen liefern. 

Im Bund/Länder-Hauptausschuß "Bedarfsplanung, 
Erhaltungsbedarfsprognose Bundesfernstraßen" 
wurde durch anwesende Gutachter (SEP) vorge-
schlagen, künftig die Prognose für Ingenieurbau-
werke auf der Grundlage objektscharfer Informa-
tionen durchzuführen. Gegenüber der Vorgehens-
weise im Bereich "Straße", bei der das Verhalten 
"homogener Gruppen" verwendet wird, wird hier 
ein detaillierterer Ansatz angestrebt, der dann rea-
lisierbar ist, wenn Informationen über Schäden 
vorhanden und Kombinationen von Verhaltens-
funktionen, Kostenmodellen und durchführbaren 
Maßnahmen bekannt sind. Mit diesen Informatio-
nen ließen sich dann auch Szenarien analysieren, 
welche mit den aktuellen Prognoseinstrumentarien 
noch nicht durchführbar sind. 

Ein erster vereinfachender Ansatz für ein solcher-
maßen konzipiertes Prognoseverfahren wurde vom 
Ingenieurbüro Leonhardt, Andrä und Partner für 
das Landesstraßennetz in Brandenburg erstellt 
[32]. Ergebnis ist die Präsentation von Szenarien, 
in denen die Auswirkung des Einsatzes von Fi-
nanzmitteln unterschiedlicher Höhe und zeitlicher 
Verteilung auf das Zustandsniveau der Brücken-
bauwerke visualisiert wird. 

In Zukunft werden bei den Bundesländern Bau-
werksdatenbanken in einem einheitlichen Format 
auf der Grundlage der ASB, Teilsystem Bauwerks-
daten, geführt. Hierbei kommt das derzeit in der 
Entwicklung befindliche Programmsystem SIB-
Bauwerke zum Einsatz. Als Voraussetzung für die 
Controlling-Aufgaben des Bundes ist es erforder-
lich, eine Teilmenge der Bauwerksdaten zentral zu 
führen, um eine Datengrundlage für die o. g. Aktivi-
täten des Bundes sicherzustellen. Zusätzlich sind 
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neben den eigentlichen Bauwerksdaten weitere 
Datengruppen mit Netzbezug erforderlich (z. B. 
Netzdaten, Verkehrsdaten, Unfalldaten), die im 
Rahmen des Bundesinformationssystems Straße 
vorgehalten werden sollen. 

Diese Daten sollen nach Auffassung des BMVBW 
bei der BASt vorgehalten werden. Zur Klärung des 
zu speichernden Datenumfanges, der erforderli-
chen Datengruppen und zur Spezifizierung der er-
forderlichen Auswertungen des Bundes und der 
BASt ist ein Konzeptionsprojekt geplant, welches 
noch in 1998 ausgeschrieben werden soll. 

Steuerungsverfahren des Bundes zur Umsetzung 
der Analyseergebnisse bestehen in der Aufteilung 
der Finanzmittel an die Länder, in Programmbe-
sprechungen und anderen Möglichkeiten der direk-
ten Einflußnahme, der Festlegung von Zielsetzun-
gen als Eingangsparameter der Länder-BMS sowie 
in der Fortschreibung von Regelwerken. 

5 Realisierungsstufen eines 
anagenientsysterns der 
auwerkserhaltung 

5.1 Definition der Realisierungsstufen 

Stufe 0 (Ausgangsbasis) 

Ziel: 
Schaffung der Grundlagen für einen Verteilungs-
schlüssel für Finanzmittel des Bundes. 

Erforderliche Module: 
Zustandsreihung der Bauwerke. 

Erforderliche Daten: 
Bauwerksdaten nach ASB 79, Zustandsdaten nach 
RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1994. 

Umsetzung: 
Sofort möglich. 

Bemerkungen: 
Eine Zustandsreihung wird derzeit bereits durch 
einzelne Länder praktiziert. Die für die Umsetzung 
erforderlichen Daten (Bauwerksdaten nach 	ASB 
79, Prüfungsdaten nach RI-EBVV-PRÜF, Ausgabe 
1994) liegen in einigen Ländern bereits vollständig 
vor. Eine Realisierung dieser Stufe ist über die 
Einführung eines bedarfsorientierten Verteilungs-
schlüssels vorgesehen. 

Stufe 1 

Ziel: 
Schaffung der Grundlagen für netzweite Bewertun-
gen und Analysen auf Länder- und Bundesebene. 

Erforderliche Module: 
Detaillierte Schadens- und Zustandsbewertung 
nach einheitlichen Kriterien (Ri-EBW-PRÜF, Aus-
gabe 1998), Modelle für Schadens- und Zustands-
entwicklungen (FE 15.297), objektbezogene Ko-
stenermittlung (FE 15.296), Datenhaltung durch die 
Bundesanstalt für Straßenwesen und Anwendung 
von Analyseverfahren. 

Erforderliche Daten: 
Bauwerksdaten nach ASB 98 einschließlich Prü-
fungs-, Erhaltungs- und Kostendaten. 

UtIlsetzung: 
Ab 2000 (bzw. 2005). 

Bemerkungen: 
Die Umsetzung dieser Stufe setzt voraus, daß die 
erforderlichen Daten (nach ASB 98) flächendek-
kend bzw. in Form einer repräsentativen Stichpro-
be zur Verfügung stehen. Ohne zusätzliche finan-
zielle Unterstützung des Bundes werden diese 
Daten jedoch erst nach einem Prüfzyklus (6 Jahre, 
ab 1999) zur Verfügung stehen. 

Ein Managementsystem dieser Ausbaustufe soll-
te bundesweit eingeführt und festgeschrieben 
werden, da sich hierdurch bereits wesentliche Ziele 
des Bundes bzw. der Länder verfolgen lassen. 

Stufe 2 

Ziel: 
Schaffung der Grundlagen für die Dringlichkeitsrei-
hung und die Bewertung von Maßnahmevarianten. 

Erforderliche Module: 
Detaillierte Schadens- und Zustandsbewertung 
nach einheitlichen Kriterien (Ri-EBW-PRÜF, Aus-
gabe 1998), Modelle für Schadens- und Zustands-
entwicklungen (FE 15.297), objektbezogene Ko-
stenermittlung (FE 15.296), Verknüpfung von Maß-
nahmen mit Schäden und Kosten, Ermittlung des 
Eingreifzeitpunktes, Gesamtbewertung von Maß-
nahmen (FE-Projekte erforderlich). 

Erforderliche Daten: 
Bauwerksdaten nach ASB 98 einschließlich Prü-
fungs-, Erhaltungs- und Kostendaten. 

Umsetzung: 
Ab 2001 (bzw. 2005). 

Bemerkungen: 
Die Umsetzung dieser Stufe setzt voraus, daß die 
erforderlichen Daten (nach ASB 98, kompletter 
Datenumfang) flächendeckend bzw. in Form einer 
repräsentativen Stichprobe zur Verfügung stehen. 
Ohne zusätzliche finanzielle Unterstützung des 
Bundes werden diese Daten jedoch erst nach ei-
nem Prüfzyklus (6 Jahre, ab 1999) zur Verfügung 
stehen. 
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Ein Managementsystem dieser Ausbaustufe sollte 
bundesweit eingeführt und festgeschrieben wer-
den. 

Stufe 3 

Ziel: 
Schaffung der Grundlagen für die Bedarfsermitt-
lung und Finanzplanung. 

Erforderliche Module: 
Detaillierte Schadens- und Zustandsbewertung 
nach einheitlichen Kriterien (Ri-EBW-PRÜF, Aus-
gabe 1998), Modelle für Schadens- und Zustands-
entwicklungen (FE 15.297), objektbezogene Ko-
stenermittlung (FE 15.296), ökonomische/volks-
wirtschaftliche Bewertung von Maßnahmen (FE-
Projekt erforderlich), Finanzbedarfsermittlung (FE-
Projekt erforderlich), Dringlichkeitsreihung (FE-
Projekt erforderlich). 

Erforderliche Daten: 
Bauwerksdaten nach ASB 98 einschließlich Prü-
fungs-, Erhaltungs und Kostendaten, durchgeführte 
Erhaltungsmaßnahmen, Baulastträger-/Nutzerkos-
ten, Straßennetz, Verkehrsdaten, Unfalldaten. 

Umsetzung: 
ab 2003 (bzw. 2005). 

Bemerkungen: 
Ein Managementsystem dieser Ausbaustufe sollte 
bundesweit eingeführt und festgeschrieben wer-
den. 

Stufe 4 (Vorläufige Endstufe) 

Ziel: 
Programmplanung mit Restriktionen, Verknüpfung 
von Managementsystemen (BMS, PMS, Baustel-
lenmanagement, Ausstattungsmanagement usw.). 

Erforderliche Module: 
BMS der Stufe 3, weitere Managementsysteme mit 
vergleichbaren Entwicklungsstufen (FE-Projekt er-
forderlich). 

Erforderliche Daten: 
Siehe erforderliche Module. 

Umsetzung: 
Ab 2005. 

Bemerkungen: 
Ein umfassendes Managementsystem sollte bun-
desweit eingeführt und festgeschrieben werden. 

5.2 Zeitplan für die Entwicklung eines 
BIM 

Die Tabellen 1 und 2 auf den folgenden Seiten 
stellen den möglichen Zeitplan für die Entwicklung 

des BMS dar. Dabei wird im wesentlichen auf den 
Planungs- und Realisierungsprozess der Länder 
eingegangen. Der Controllingprozess des Bundes 
wird derzeit in den in der BMVBW-Arbeitsgruppe 
"Erhaltungsstrategie" sowie dem B/L-Hauptaus-
schuß "Bedarfsplanung, Erhaltungsbedarfsprogno-
se Bundesfernstraßen" geplant. Von Interesse ist 
darüber hinaus die Konzeption der Datenhaltung 
und von Analysen durch die Bundesanstalt für 
Straßenwesen. 

Der kritische Pfad bei der Entwicklung des BMS 
wird von der Bereitstellung der Bauwerksdaten 
nach ASB 98 gebildet. Ohne Unterstützung des 
Bundes werden die für die Managementprozesse 
erforderlichen Daten erst ab 2005 vollständig zur 
Verfügung stehen. Die Module des Management-
systems (bis Stufe 3) könnten jedoch bereits 2 Jah-
re früher entwickelt sein. 

5.3 Forschungs- und Entwicklungs-
bedarf 

Für die Realisierung der Entwicklungsstufen 1 bis 4 
des Managementsystems der Bauwerkserhaltung 
ist die Durchführung einer Reihe von F+E-
Projekten erforderlich. Damit sollen zum einen die 
wissenschaftlichen Grundlagen für Wirtschaftlich-
keitsberechnungen auf dem Gebiet der Bau-
werkserhaltungsplanung gelegt und zum anderen 
für Teilmodule des Managementsystems fach-
technische und DV-technische Feinkonzepte er-
stellt sowie DV-Programme realisiert werden. Die 
Umsetzung dieser Projekte und die Einhaltung des 
oben aufgeführten Zeitplans setzt die Bereitstellung 
entsprechender Finanzmittel (Ressortmittel, For-
schungsmittel der BASt) voraus. 

Programmentwicklungen könnten durch den Bund 
alleine oder in Abstimmung mit den Ländern als 
Projekte des Bund/Länder-Hauptausschusses "IT-
Koordinierung" durchgeführt werden. Eine Betreu-
ung der Projekte durch die BASt und eine Beglei-
tung durch die Arbeitsgruppe Erhaltung wird als 
notwendig erachtet. Im folgenden sind die für die 
Stufen 1 bis 4 des Managementsystems erforderli-
chen F+E-Projekte aufgeführt. 

Darüber hinaus besteht die Notwendigkeit zur Er-
stellung einer Richtlinie, in der die Minimalanforde-
rungen des Bundes für ein einheitliches Vorgehen 
der Länder bei der Erhaltungsplanung festgelegt 
wird. 
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1: Zeitplan für die Erstellung der Stufen 0 bis 2 des geplanten BMS 



1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 

Stufe 3 

Finanzbedarf DV  

Module: 	Stufe 2 

Dringlichkeitsreihung DV 

Bewertung von Maßnahmen DV 

Erhaltungsprogramm (Planung) DV 

Daten: 	Bauwerksdaten (ASS 98) 

Bauteil-/Schadenskatalog 

Kostendaten 

Durchgef. Erhaltungsmaßnahmen 

Kosten Baulastträger/Nutzer 

Stufe 4 

• -- 

.... 

I: 

, 

L 

Module: Erhaltungsprogramm (Realisierung)

Erhaltungsprogramm (Realisierung) DV 

Daten: 	BMS (Stufe 3, PMS) 

Straßennetz 

Verkehrs-/Unfalldaten 

' - 	. 

1,... 	., 	 I 

i- 	 - 

Tab 2: Zeitplan für die Erstellung der Stufen 3 und 4 des geplanten BMS 
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Stufe 1 

Projekt 1.1:  

Erarbeitung von Modellen zur Schadens- und Zu-
standsentwicklung für die Anwendung im Rahmen 
der Erhaltungsplanung von Brücken- und Inge-
nieurbauwerken 

Ziel: 
Entwicklung von Modellen für definierte Bauele-
mente, Schadens- und Zustandsbewertungen und 
Maßeinheiten als Grundlage für objekt- und netz-
bezogene Analysen im Rahmen des BMS 

Grundlagen: 
ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, Ausgabe 1998, 
RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1994 und Ausgabe 1998, 
bisherige Forschungsergebnisse 

Laufzeit: 
10/1998 bis 12/1999 (FE 15.297, Vergabe des 
Projekts erfolgt in Kürze) 

Projekt 1.2:  
Überprüfung und Weiterentwicklung von Verfahren 
zur objektbezogenen Ermittlung des Erhaltungsbe-
darfs 

Ziel: 
Beurteilung von Verfahrensvarianten, Weiterent-
wicklung und Bereitstellung des zielführenden 
Verfahrens 

Grundlagen: 
ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, Ergebnisse von 
Forschungsprojekten der TH Darmstadt 

Laufzeit: 
1/1999 bis 12/1999 (FE 15.296, geplant als AP-
Projekt der BASt) 

Projekt 1.3:  
Verfahren der objektbezogenen Schadensanalyse 

Ziel: 
Sachstand und bisherige Vorgehensweise zusam-
menstellen, Entwicklung einer Verfahrenskonzep-
tion, Aufbereitung in Form einer Richtlinie 

Grundlagen: 
Bisherige Forschungsergebnisse, Erkenntnisse 
und Vorgehensweisen der Bundesländer 

Laufzeit: 
1/1999 bis 12/1999 

Projekt 1.4:  
Konzeption zur Auswertung von Bauwerksdaten 
nach ASB in Verbindung mit anderen netzbezoge-
nen Datengruppen 

Ziel: 

Als Voraussetzung der vom Bund geplanten Ein-
führung eines BMS ist es erforderlich, eine Teil-
menge der Bauwerksdaten zentral zu führen, um 
eine Datengrundlage für Auswertung des Bundes 
zu schaffen. Ziel ist die Klärung von Anforderungen 
im Hinblick auf die Datengrundlage und die Aus-
werteerfordernisse im Detail. 

Grundlagen: 
ASB, SIB, Konzeption des Controllingprozesses 

Laufzeit: 
1/1999 bis 12/1999 

Projekt 1.5:  
DV-Programm zur Auswertung von Bauwerksdaten 

Ziel: 
Für ein vom Bund geplantes BMS ist es erforder-
lich, eine Teilmenge der Bauwerksdaten zentral zu 
führen und zu analysieren. Ziel ist die Entwicklung 
eines DV-Programms auf Grundlage der Anforde-
rungen im Hinblick auf die Datengrundlage und die 
Auswerteerfordernisse nach Projekt 1.4. 

Grundlagen: 
ASB, SIB, Konzeption des Controllingprozesses, 
Projekt 1.4 

Laufzeit: 
1/2000 bis 12/2000 

Stufe 2 

Projekt 2.1:  
Ermittlung des Eingreifzeitpunktes für Erhaltungs-
maßnahmen an Brücken- und Ingenieurbauwerken 

Ziel: 
Entwicklung eines Verfahrens zur Bestimmung des 
Eingreifzeitpunktes als Grundlage für die Dringlich-
keitsbewertung von Erhaltungsmaßnahmen 

Grundlagen: 
RI-EBW-PRÜF, ASS, Teilsystem Bauwerksdaten, 
bisherige Forschungsergebnisse insbesondere zur 
Entwicklung eines PMS, Projekt 1.1 

Laufzeit: 
11/1999 bis 10/2000 

Projekt 2.2:  
Entwicklung eines Kataloges von Erhaltungsmaß-
nahmen für Brücken- und Ingenieurbauwerke 

Ziel: 
Verknüpfung möglicher Erhaltungs- und Ersatz- 
maßnahmen mit vorgegebenen 	Schadensarten, 
-umfängen und -bewertungen und Bauteilen nach 
ASB als Grundlage für die Maßnahmebewertung 
im Rahmen eines BMS 
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Grundlagen: 
Bisherige Forschungsergebnisse, vorliegende Er-
kenntnisse und Vorgehensweisen in den Bundes-
ländern, bestehende Vorschriften, RI-EBW-PRÜF, 
Ausgabe 1998, ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, 
Ausgabe 1998 

Laufzeit: 
1/1999 bis 12/1999 

Projekt 2.3:  
Gesamtbewertung des Erhaltungsbedarfs auf Ob-
jektebene 

Ziel: 
Entwicklung eines Bewertungsalgorithmus, der die 
Kriterien "Zustand", "Gebrauchswert", "Verkehrsbe-
deutung", "Umfeldbeeinflussung" und "Wirtschaft-
lichkeit" gewichtet und für jedes Objekt eine Priori-
tätszahl ermittelt 

Grundlagen: 
RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1998, ASB, Teilsystem 
Bauwerksdaten, Ausgabe 1998, bisherige For-
schungsergebnisse insbesondere auf dem Gebiet 
der Entwicklung eines PMS, Projekt 1.1 

Laufzeit: 
1/2000 bis 12/2000 

Projekt 2.4:  
Verfahren der Kostenanalyse für die Erhaltungs-
planung von Brücken- und Ingenieurbauwerken 

Ziel: 
Bereitstellung von Verfahren zur Ermittlung von 
Baulastträger- und Nutzerkosten für Erhaltungs-
und Ersatzmaßnahmen als Grundlage für die Maß-
nahmebewertung im Rahmen eines BMS 

Grundlagen: 
Bisherige Forschungsergebnisse 

Laufzeit: 
1/1999 bis 12/1999 

Projekt 2.5:  
Verfahren der Bewertung von Maßnahmen für die 
Erhaltungsplanung von Brücken- und Ingenieur-
bauwerken 

Ziel: 
Bereitstellung von Verfahren der monetären und 
nichtmonetären Bewertung von Maßnahmen im 
Rahmen eines BMS 

Grundlagen: 
Bisherige Forschungsergebnisse, Ergebnisse der 
Projekte 7 und 8; RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1998, 
ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, Ausgabe 1998, 
Projekte 2.2, 2.3, 2.4 

Laufzeit: 
1/2000 bis 12/2000 

Stufe 3 

Projekt 3.1:  
Dringlichkeitsreihung von Erhaltungsmaßnahmen 

Ziel: 
Entwicklung eines DV-Programms zur Dringlich-
keitsreihung von erhaltungswürdigen Objekten als 
eine Basis der Erstellung des Erhaltungspro-
gramms 

Grundlagen: 
RI-EBW-PRÜF, Ausgabe 1998, ASB, Teilsystem 
Bauwerksdaten, Ausgabe 1998, Programmsystem 
SIB, Version 1998, bisherige Forschungsergebnis-
se insbesondere auf dem Gebiet der Entwicklung 
eines PMS, Projekte 2.1, 2.3 

Laufzeit: 
11/2000 bis 12/2001 

Projekt 3.2:  
Bewertung von Erhaltungsmaßnahmen 

Ziel: 
Entwicklung eines DV-Programms zur Maßnah-
menbewertung auf Objektebene als eine Basis der 
Erstellung des Erhaltungsprogramms, Testan-
wendung, Anpassung 

Grundlagen: 
Bisherige Forschungsergebnisse, Projekte 2.4, 2.5 
RI-EBW-PRÜF, ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, 
Ausgaben 1998 

Laufzeit: 
12/2000 bis 12/2001 

Projekt 3.3:  
Erstellung des Erhaltungsprogramms 

Ziel: 
Entwicklung eines DV-Programms zur Erstellung 
des Erhaltungsprogramms auf Netzebene unter 
Berücksichtigung der Dringlichkeitsreihung und 
Maßnahmebewertung, Testanwendung, Anpas-
sung 

Grundlagen: 
Bisherige Vorgehensweise in den Auftragsverwal-
tungen, Projekte 2.3, 3.2 

Laufzeit: 
11/2001 bis 12/2002 

Projekt 3.4:  
Finanzbedarfsermittlung 
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Ziel: 
Entwicklung eines DV-Programms zur Finanzbe-
darfsermittlung als Ergebnis des Planungsprozes-
ses der Auftragsverwaltungen, Testanwendung, 
Anpassung 

Grundlagen: 
Bisherige Vorgehensweise in den Auftragsverwal-
tungen, Projekt 3.2 

Laufzeit: 
11/2001 bis 12/2002 

Stufe 4 

Projekt 4.1:  
Weiterentwicklung des DV-Programms zur Erstel-
lung des Erhaltungsprogramms für Brücken- und 
Ingenieurbauwerke 

Ziel: 
Weiterentwicklung des DV-Programms zur Erstel-
lung des Erhaltungsprogramms auf Netzebene 
unter Berücksichtigung von Finanzrestriktionen, 
Randbedingungen des Bundes und der Länder 
sowie Verknüpfung mit weiteren Managementsy-
stemen 

Grundlagen: 
Bisherige Vorgehensweise in den Auftragsverwal-
tungen, Controllingfunktionen des BMVBW, Projek-
te 3.3 und 3.4, weitere Forschungsergebnisse 

Laufzeit: 
1/2003 bis 12/2004 

Projekt 4.2:  
Testphase der DV-Programme des Management-
systems der Erhaltungsplanung von Brücken- und 
Ingenieurbauwerken 

Ziel: 
Überprüfung, Anpassung 

Grundlagen: 
Bisherige Entwicklungsstufen, Projekte 3.1, 3.2, 
3.3, 3.4, 4.1 

Laufzeit: 
12/2001 bis 12/2005 

6 Zusammenfassung 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen wurde vom 
Bundesministerium für Verkehr mit der Konzeption 
eines Managementsystems der Erhaltungsplanung 
für Brücken- und Ingenieurbauwerke des deut-
schen Fernstraßennetzes beauftragt. Dabei sollte 
ein System konzipiert werden, welches zum einen  

den Bund in die Lage versetzt, neben einem 
Überblick über den aktuellen Zustand der Bauwer-
ke auf Netzebene auch Aussagen zum Finanzbe-
darf zu erlangen und Strategien, langfristige Ziele 
sowie Rahmenbedingungen in der Erhaltungspra-
xis zu verwirklichen. Zum anderen sollten Ländern 
und Behörden Empfehlungen zur Durchführung 
von Verbesserungen auf Objektebene geliefert 
werden, die mit den Strategien, langfristigen Zielen, 
Rahmenbedingungen und Haushaltszwängen ver-
einbar sind. 

In einem ersten Schritt wurden bestehende Bau-
werks-Managementsysteme analysiert sowie ak-
tuelle Entwicklungstendenzen aufgezeigt. Das ak-
tuelle Vorgehen von Bund und Ländern bei der Er-
haltungsplanung wurde im Rahmen einer Länder-
befragung im Detail bestimmt. Dabei wurden auch 
die Zielvorstellungen der Betreiber eines zukünfti-
gen Managementsystems der Bauwerkserhaltung 
identifiziert. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen 
sowie einer bereits entwickelten Grobkonzeption 
des BMS wurden die Strukturen des Management-
systems erarbeitet, einzelne Module festgelegt und 
die Abläufe der Erhaltungsplanung unter Berück-
sichtigung von Randbedingungen und Zielkriterien 
erarbeitet. 

Die Anforderungen der Länder an ein Manage-
mentsystem der Bauwerkserhaltung sollten durch 
eine Umfrage weiter präzisiert werden, wobei ins-
besondere diejenigen Länder zu beteiligen sind, die 
im Rahmen der Erstellung der Konzeption nicht 
befragt wurde. Hierzu kann auf der Grundlage der 
vorhandenen Ergebnisse ein Fragebogen aufge-
stellt werden. 

Ein wesentliches Ergebnis neben der Konzeption 
ist die Erarbeitung eines Stufenplans mit Zeitachse 
für die Entwicklung des Managementsystems so-
wie die Formulierung von Teilprojekten zur Fertig-
stellung des Systems mit Zeitplan. Aufbauend auf 
diesen Planungen ist die Realisierung eines kom-
pletten BMS für Bund und Länder bis zum Jahr 
2005 möglich. 

Voraussetzung ist jedoch die Bereitstellung ausrei-
chender Finanzmittel beim BMVBW oder der BASt 
sowie die Bereitstellung aller erforderlicher Daten 
(ASB, Teilsystem Bauwerksdaten, Verkehrsdaten, 
Unfalldaten, Netzdaten usw.) durch die Länder. 
Hierbei wäre die Unterstützung des Bundes hilf-
reich. 

Mit der Durchführung der weiteren Schritte zur 
Realisierung eines BMS sollte die BASt beauftragt 
werde. Alle weiteren Arbeiten sollten mit dem 
BMVBW (S25) sowie den zuständigen 
Bund/Länder Arbeitsgruppen abgestimmt werden. 
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